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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 113* - Änderung der
Versorgungstabelle nach § 20 Abs. 3
der Arbeitsrechtsregelung über die

Kirchliche Altersversorgung (OKAV).
Vom 1. Juli 2011.

Gemäß § 20 Abs. 5 OKAV (ABl.EKD 1997 S.104),
zuletzt geändert am 18. Februar 2009 (ABl.EKD 2009
S.140) sind die Werte der Versorgungstabelle zum
Zeitpunkt allgemeiner Rentenerhöhungen anzupas-
sen. Mit der Verordnung zur Bestimmung der Ren-
tenwerte in der gesetzlichen Rentenversicherung 2011
werden die Renten um 0,99 Prozent erhöht

Ab dem 1. Juli 2011 gilt somit folgende Versorgungs-
tabelle:

Versor-
gungs-
stufe

Vergü-
tungs-
ruppe

Gesamtver-
sorgungsstu-

fenwert

Höchste
Gesamtver-

sorgung
I X - IXa 1.191,44 € 893,58 €
II VII - VII 1.330,15 € 997,63 €
III VIb - IVb 1.527,68 € 1.145,76 €
IV IVa - IIa 2.132,24 € 1.599,19 €
V Ib - I 2.643,36 € 1.982,51 €

H a n n o v e r, den 1. Juli 2011
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Arbeitsrechtliche Kommission
B ä h r e

(Vorsitzender)

Nr. 114* - Bekanntmachung der
Satzung der Liturgischen Konferenz
(LK) vom 23. September 2010; hier

Berichtigung.
Vom 18. Juli 2011.

Die Bekanntmachung der Satzung der Liturgischen
Konferenz (LK) vom 23. September 2010 (ABl.EKD
2011 S. 82) ist wie folgt zu berichtigen:
In § 7 Absatz 1 wird (§ 4 Abs. 6) ersetzt durch (§ 8
Abs. 6).
H a n n o v e r, den 18. Juli 2011

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 115* - Beschluss der
Arbeitsrechtlichen Kommission des

Diakonischen Werkes der EKD.
Vom 15. Dezember 2010.

Die Arbeitsrechtliche Kommission des Diakonischen
Werkes der EKD beschließt gem. der Ordnung vom 7.
Juni 2001 in der Fassung vom 15. Juni 2010 folgende
Änderungen:
1. § 9 Arbeitszeit

a) In § 9 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wor-
ten “(Anlage 8a)“ die Worte “und EG 12“ ein-
gefügt.

b) § 9 Abs. 1 Unterabs. 2 Satz 1 des Klammerin-
haltes wird wie folgt formuliert:
„(X % von 38,5 bzw. bei Ärztinnen und Ärzten
X % von 40).“

c) § 9 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt formuliert:
„Die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit ei-
ner vollbeschäftigten Mitarbeiterin bzw. eines
vollbeschäftigten Mitarbeiters beträgt 7,7
Stunden (bzw. bei Ärztinnen und Ärzten 8
Stunden).“

Inkrafttreten: 01.01.2011
2. § 9h Freizeitmaßnahmen

In § 9h werden nach den Worten “(Anlage 8)“ die
Worte “durch Dienstvereinbarung“ gestrichen.
Inkrafttreten: 01.01.2011

Arbeitsrechtliche Kommission
des Diakonischen Werkes der EKD

Matthias B i t z m a n n
(Vorsitzender)

Nr. 116* - Beschluss der
Arbeitsrechtlichen Kommission des

Diakonischen Werkes der EKD.
Vom 7. Februar 2011.

Die Arbeitsrechtliche Kommission des Diakonischen
Werkes der EKD beschließt gem. der Ordnung vom 7.
Juni 2001 in der Fassung vom 15. Juni 2010 folgende
Änderungen:
1. § 11a Beschäftigungszeit

In § 11a Abs. 1 Satz 1 werden die Worte “nach
Vollendung des 18. Lebensjahres“ gestrichen.
Inkrafttreten: 1. März 2011

2. § 25a Jubiläumszuwendung
In § 25a Abs. 1 Unterabs. 2 werden nach dem
Wort “Rechtsvorgänger“ die Worte “in einem Be-
schäftigungsverhältnis vor Vollendung des 18. Le-
bensjahres oder“ gestrichen.
Inkrafttreten: 1. März 2011

3. § 38 Voraussetzungen für Zahlung des Über-
gangsgeldes
In Abs. 1 werden die Worte “a) das 21. Lebensjahr
vollendet hat und b)“ gestrichen.
Inkrafttreten: 1. März 2011

4. § 39 Bemessung des Übergangsgeldes
Abs.5 erhält folgenden Wortlaut:
„(5) Werden der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbei-
ter laufende Versorgungsbezüge, laufende Unter-
stützungen, Leistungen nach SGB II und SGB III
aufgrund Arbeitslosigkeit, sonstige laufende Be-
züge aus öffentlichen Mitteln, Renten aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung, die nicht unter § 38
Abs. 2 Buchst. i) fallen, oder Renten oder ver-
gleichbare Leistungen einer ausländischen Versi-
cherungsträgerin bzw. eines ausländischen Versi-
cherungsträgers gezahlt oder hätte die Mitarbeite-
rin, die nicht unter § 38 Abs. 3 Nr. 2 fällt, bei un-
verzüglicher Antragstellung nach Beendigung des
Dienstverhältnisses Anspruch auf Arbeitslosen-
geld oder Arbeitslosengeld II aufgrund Arbeitslo-
sigkeit, so erhält sie bzw. er ohne Rücksicht darauf,
ob die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber dazu
Mittel beigesteuert hat, das Übergangsgeld nur in-
soweit, als die genannten Bezüge für denselben
Zeitraum hinter dem Übergangsgeld zurückblei-
ben.“
Inkrafttreten: 1. März 2011

5. Anlage 8a Ärztinnen und Ärzte
Anlage 8a § 3 erhält folgende Fassung: „Für die
Zeitzuschläge nach § 20a Abs. 1 Satz 2 Buchst. a)
- c) AVR und das Überstundenentgelt nach Anlage
8 gilt die Tabelle des Anhanges 2.“
Inkrafttreten: 1. März 2011

6. Anlage 10 II Regelung der Ausbildungsverhält-
nisse in einem staatlich anerkannten Ausbil-
dungsberuf
§ 2 Abs. 3 wird gestrichen.
Inkrafttreten: 1. Januar 2012
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7. Anlagen 10a West und Ost Ausbildungsentgelte
Die Abzüge für Unterkunft und Verpflegung wer-
den gestrichen.
Inkrafttreten: 1. Januar 2012

8. Anlage 11 Bewertung der Mitarbeiterunter-
künfte
Die Anlage 11 wird gestrichen.
Inkrafttreten: 1. Januar 2012

Arbeitsrechtliche Kommission
des Diakonischen Werkes der EKD

Andreas S c h n e i d e r
(Vorsitzender)

Nr. 117* - Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) 10/11.
Vom 7. Juli 2011.

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen
Kirche in Deutschland-Ost beschließt gemäß
§ 2Abs. 2 Arbeitsrechtsregelungsgesetz EKD-Ost
(ARRG.EKD-Ost) vom 5. November 2008 (ABl.
EKD 2008 S. 367) folgende Arbeitsrechtsregelung:

Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse
der kirchlichen Auszubildenden in

Ausbildungsberufen nach dem
Berufsbildungsgesetz (AzubiO-BBiG)

§ 1
Geltungsbereich

(1)  Diese Ordnung gilt für Personen, die in Dienst-
stellen und Einrichtungen, deren Beschäftigte unter
den Geltungsbereich der KAVO EKD-Ost fallen und
als rentenversicherungspflichtige Auszubildende in
einem staatlich anerkannt geltenden Ausbildungsbe-
ruf nach dem Berufsbildungsgesetz ausgebildet wer-
den.
(2) 1Diese Ordnung gilt nicht für
a) Schüler, Praktikanten, Volontäre sowie Perso-

nen, die für eine Ausbildung im Beamtenverhält-
nis vorbereitet werden,

b) Körperlich, geistig, seelisch behinderte Perso-
nen, die aus fürsorgerischen Gründen in beson-
deren Ausbildungswerkstätten ausgebildet wer-
den, sowie für Personen, die in Ausbildungs- oder
Berufsförderungswerkstätten oder beschützen-
den Werkstätten von Heimen oder Werkstätten
für Behinderte ausgebildet werden.
2Zu den Schülern im Sinne von Satz 1 Buchst. a
gehören z. B. auch Schüler in der Krankenpfle-
gehilfe und in der Krankenpflege, Schüler für den
Beruf des Logopäden, des Audiometristen, des
Orthoptisten, Besucher von Fachseminaren für
Alten- und Familienpflege.

§ 2
Ausbildungsvertrag, Nebenabreden

(1) 1Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein
schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen. 2Dieser
enthält neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs
mindestens Angaben über
a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsord-

nung in der jeweils geltenden Fassung sowie Art,
sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbil-
dung,

b) Beginn und Dauer der Ausbildung,
c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent-

lichen Ausbildungszeit,
d) Dauer der Probezeit,
e) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts,
f) Dauer des Urlaubs,
g) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs-

vertrag gekündigt werden kann,
h) die Geltung der Ordnung zur Regelung der

Rechtsverhältnisse der kirchlichen Auszubilden-
den in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbil-
dungsgesetz (AzubiO-BBiG) sowie einen in all-
gemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die Be-
triebs-/Dienstvereinbarungen, die auf das Ausbil-
dungsverhältnis anzuwenden sind.

(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schrift-
lich vereinbart werden. 2Sie können gesondert gekün-
digt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart
ist.
(3)  Falls im Rahmen eines Ausbildungsvertrages eine
Vereinbarung über die Gewährung einer Personalun-
terkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert
kündbaren Nebenabrede festzulegen.

§ 3
Probezeit

(1)  Die Probezeit beträgt drei Monate.
(2)  Während der Probezeit kann das Ausbildungsver-
hältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten ei-
ner Kündigungsfrist gekündigt werden.

§ 4
Ärztliche Untersuchungen

(1) 1Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbil-
denden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche Eig-
nung durch das Zeugnis eines vom Ausbildenden be-
stellten Arztes nachzuweisen. 2Für Auszubildende, die
unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fal-
len, ist ergänzend § 32 Absatz 1 Jugendarbeitsschutz-
gesetz zu beachten.
(2) 1Die Auszubildenden können bei begründeter Ver-
anlassung verpflichtet werden, durch eine ärztliche
Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage
sind, die nach dem Ausbildungsvertrag übernomme-
nen Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei dem beauftrag-
ten Arzt kann es sich um einen Betriebsarzt handeln,
soweit sich die Betriebsparteien nicht auf einen ande-
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ren Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Untersu-
chung trägt der Ausbildende.
(3) 1Auszubildende, die besonderen Ansteckungsge-
fahren ausgesetzt sind, oder die mit gesundheitsge-
fährdenden Tätigkeiten oder mit der Zubereitung von
Speisen beauftragt werden, sind in regelmäßigen Zeit-
abständen ärztlich zu untersuchen. 2Die Untersuchung
ist auf Antrag der Auszubildenden auch bei Beendi-
gung des Ausbildungsverhältnisses durchzuführen.

§ 5
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten

(1)  Auszubildende haben in demselben Umfang Ver-
schwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des
Ausbildenden.
(2) 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubil-
dende ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schrift-
lich anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Nebentä-
tigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn
diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungsvertrag
übernommenen Verpflichtungen der Auszubildenden
oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu be-
einträchtigen.
(3)  Für die Schadenshaftung der Auszubildenden fin-
det die für die Beschäftigten des Auszubildenden gel-
tenden Bestimmungen der KAVO EKD-Ost entspre-
chende Anwendung.

§ 6
Personalakten

(1) 1Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht
in ihre vollständigen Personalakten. 2Sie können das
Recht auf Einsicht durch einen hierzu schriftlich Be-
vollmächtigten ausüben lassen. 3Sie können Auszüge
oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten. 4Die
Auszubildenden müssen über Beschwerden und Be-
hauptungen tatsächlicher Art, die für sie ungünstig
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor Auf-
nahme in die Personalakten gehört werden. 5Ihre Äu-
ßerung ist zu den Personalakten zu nehmen.
(2) 1Beurteilungen sind den Auszubildenden unver-
züglich bekannt zu geben. 2Die Bekanntgabe ist ak-
tenkundig zu machen.

§ 7
Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit

(1)  Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche
Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit der
Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeits-
schutzgesetz fallen, richten sich nach den Regelungen
für die Beschäftigten des Ausbildenden.
(2)  Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbil-
dungsnachweisen) verlangt, ist den Auszubildenden
dazu Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu ge-
ben.
(3)  An Tagen, an denen Auszubildende an einem the-
oretischen betrieblichen Unterricht von mindestens
270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen,

dürfen sie nicht zur praktischen Ausbildung herange-
zogen werden.
(4) 1Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten
als Ausbildungszeit. 2Dies gilt auch für die notwendige
Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungs-
stätte, sofern die Ausbildung nach dem Unterricht
fortgesetzt wird.
(5)  Auszubildende dürfen an Sonn- und Wochenfeier-
tagen und in der Nacht zur Ausbildung nur herange-
zogen werden, wenn dies nach dem Ausbildungs-
zweck erforderlich ist.
(6) 1Auszubildende dürfen nicht über die nach Absatz
1 geregelte Ausbildungszeit hinaus zu Mehrarbeit he-
rangezogen und nicht mit Akkordarbeit beschäftigt
werden. 2§§ 21, 23 Jugendarbeitsschutzgesetz und
§ 17 Absatz 3 Berufsbildungsgesetz bleiben unbe-
rührt.

§ 8
Ausbildungsentgelt

(1)  Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für
Auszubildende
im ersten Ausbildungsjahr
im zweiten Ausbildungsjahr
im dritten Ausbildungsjahr
im vierten Ausbildungsjahr

645,00 Euro,
690,00 Euro,
735,00 Euro,
795,00 Euro.

(2)  Das Ausbildungsentgelt wird zu dem Termin ge-
zahlt, zu dem auch die Beschäftigten des Ausbilden-
den ihr Entgelt erhalten.
(3)  Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder
einer berufsbildenden Schule oder wegen einer Be-
rufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Aus-
bildungszeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbil-
dungsentgelts der Zeitraum, um den die Ausbildungs-
zeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.
(4)  Wird die Ausbildungszeit
a) gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2 verlängert oder
b) auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Absatz 2

Berufsbildungsgesetz von der zuständigen Stelle
oder nach § 27b Absatz 3 der Handwerksordnung
von der Handwerkskammer verlängert,
wird während des Zeitraums der Verlängerung das
Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen
Ausbildungsabschnitts gezahlt.

(5)  In den Fällen des § 18 Absatz 2 erhalten Auszu-
bildende bis zur Ablegung der Abschlussprüfung das
Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbil-
dungsabschnitts, bei Bestehen der Prüfung darüber
hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem das
Ausbildungsverhältnis geendet hat, den Unterschieds-
betrag zwischen dem ihnen gezahlten Ausbildungs-
entgelt und dem für das vierte Ausbildungsjahr maß-
gebenden Ausbildungsentgelt.
(6)  Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen,
Feiertagen und Vorfesttagen, für den Bereitschafts-
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dienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden
und für die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäf-
tigten des Ausbildenden geltenden Regelungen sinn-
gemäß.

§ 9
Urlaub

(1) 1Auszubildende erhalten Erholungsurlaub in ent-
sprechender Anwendung der Regelungen, die für die
Beschäftigten des Ausbildenden gelten. 2Während des
Erholungsurlaubs wird das Ausbildungsentgelt (§ 8
Absatz 1) fortgezahlt.
(2)  Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusam-
menhängend während der unterrichtsfreien Zeit zu er-
teilen und in Anspruch zu nehmen.

§ 10
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der

Ausbildungsstätte
(1)  Bei Dienstreisen und Reisen zur Ablegung der in
den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Prü-
fungen erhalten Auszubildende eine Entschädigung in
entsprechender Anwendung der Reisekostenbestim-
mungen, die für die Beschäftigten des Ausbildenden
jeweils gelten.
(2) 1Bei Reisen zur Teilnahme an überbetrieblichen
Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Absatz 2
Satz 1 Nr. 6 Berufsbildungsgesetz außerhalb der po-
litischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte wer-
den die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur
Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten
Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beför-
derungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) er-
stattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreis-
ermäßigungen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, Mo-
natsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. 2Beträgt
die Entfernung zwischen den Ausbildungsstätten hier-
bei mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zu-
schläge beziehungsweise besondere Fahrpreise (zum
Beispiel für ICE) erstattet werden. 3Die nachgewiese-
nen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswär-
tigen Ort sind, soweit nicht eine unentgeltliche Unter-
kunft zur Verfügung steht, bis zu 20 Euro pro Über-
nachtung erstattungsfähig. 4Zu den Auslagen des bei
notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehenden
Verpflegungsmehraufwands wird für volle Kalender-
tage der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort
ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der Sach-
bezugsverordnung maßgebenden Sachbezugswerte
für Frühstück, Mittagessen und Abendessen gewährt.
5Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige
Sachbezugswert einbehalten. 6Bei einer über ein Wo-
chenende oder einen Feiertag hinaus andauernden
Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch entstan-
denen Mehrkosten für Unterkunft und Verpflegungs-
mehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstat-
tet.
(3) 1Für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule
werden die notwendigen Fahrtkosten sowie die Aus-
lagen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand

nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet. 2Erstattungen
durch Dritte sind anzurechnen. 3Sofern der Auszubil-
dende auf seinen Antrag eine andere als die regulär zu
besuchende Berufsschule besucht, wird der Ausbil-
dende von der Kostenübernahme befreit.
(4)  Bei Abordnungen und Zuweisungen werden die
Kosten nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet.

§ 11
Familienheimfahrten

1Für Familienheimfahrten von der Ausbildungsstätte
oder vom Ort der auswärtigen Berufsschule, deren
Besuch vom Ausbildenden veranlasst wurde, zum
Wohnort der Eltern und zurück werden den Auszubil-
denden monatlich einmal Fahrtkosten erstattet. 2Er-
stattungsfähig sind die notwendigen Fahrtkosten bis
zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils nied-
rigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden
Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschlä-
ge). 3Dem Wohnort der Eltern steht der Wohnort der
Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des Ehe-
gatten oder der Lebenspartnerin/des Lebenspartners
gleich. 4Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreis-
ermäßigungen (zum Beispiel Schülerfahrkarten, Mo-
natsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. 5Beträgt
die Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnver-
kehr Zuschläge beziehungsweise besondere Fahrprei-
se (zum Beispiel für ICE) erstattet werden. 6Die Sätze
1 bis 5 gelten nicht, wenn aufgrund geringer Entfer-
nung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar
ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbil-
dungsstätte oder der auswärtigen Berufsschule weni-
ger als vier Wochen beträgt.

§ 12
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel

(1)  Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich
vorgeschrieben oder angeordnet ist, wird sie unent-
geltlich zur Verfügung gestellt und bleibt Eigentum
des Ausbildenden.
(2)  Der Ausbildende hat den Auszubildenden kosten-
los die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen,
die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwi-
schen- und Abschlussprüfungen erforderlich sind.

§ 13
Entgelt im Krankheitsfall

(1) 1Sind Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit in-
folge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, ihre
Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag zu er-
füllen, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit
bis zu einer Dauer von sechs Wochen das Ausbil-
dungsentgelt (§ 8 Absatz 1) fortgezahlt. 2Bei Wieder-
holungserkrankungen sowie bei Beendigung des Aus-
bildungsverhältnisses richtet sich die Dauer der Ent-
geltfortzahlung nach den gesetzlichen Bestimmungen.
(2)  Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.
(3) 1Hat die/der Auszubildende bei dem Ausbildenden
einen Arbeitsunfall erlitten oder sich eine Berufs-
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krankheit zugezogen, wird bei der jeweils ersten da-
rauf beruhenden Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf des
Entgeltfortzahlungszeitraums von sechs Wochen ein
Krankengeldzuschuss bis zum Ende der 26. Woche
seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 2Der
Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unterschieds-
betrages zwischen den tatsächlichen Barleistungen
des Sozialleistungsträgers und dem sich nach Absatz
1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt gezahlt. 3Vor-
aussetzung für die Zahlung des Krankengeldzuschus-
ses ist, dass der zuständige Unfallversicherungsträger
den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

§ 14
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen

(1)  Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8
Absatz 1) für insgesamt fünf Ausbildungstage fortzu-
zahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen
vorgeschriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung
an die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbe-
reiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht die-
ser Anspruch für sechs Ausbildungstage.
(2)  Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt
sich um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorberei-
tung auf die Abschlussprüfung besonders zusammen-
gefasst werden; es besteht jedoch mindestens ein An-
spruch auf zwei Ausbildungstage.
(3)  Im Übrigen gelten für die Arbeitsbefreiung dieje-
nigen Regelungen entsprechend, die für die Beschäf-
tigten des Ausbildenden maßgebend sind.

§ 15
Vermögenswirksame Leistungen

(1) 1Auszubildende erhalten eine vermögenswirksame
Leistung in Höhe von 13,29 Euro monatlich, wenn sie
diesen Betrag nach Maßgabe des Vermögensbildungs-
gesetzes in seiner jeweiligen Fassung anlegen. 2Der
Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen ent-
steht frühestens für den Kalendermonat, in dem den
Ausbildenden die erforderlichen Angaben mitgeteilt
werden, und für die beiden vorangegangenen Monate
desselben Kalenderjahres. 3Die vermögenswirksamen
Leistungen werden nur für Kalendermonate gewährt,
für die den Auszubildenden Ausbildungsentgelt, Ent-
geltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht.
4Für Zeiten, für die Krankengeldzuschuss zusteht, sind
die vermögenswirksamen Leistungen Teil des Kran-
kengeldzuschusses.
(2)  Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

§ 16
Jahressonderzahlung

(1) 1Auszubildende, die am 1. Dezember in einem
Ausbildungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf ei-
ne Jahressonderzahlung. 2Diese beträgt 60 v.H. des
Ausbildungsentgelts (§ 8 Absatz 1), das den Auszu-
bildenden für November zusteht.

(2) 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für
jeden Kalendermonat, in dem Auszubildende keinen
Anspruch auf Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1), Fort-
zahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs
(§ 9) oder im Krankheitsfall (§ 13) haben. 2Die Ver-
minderung unterbleibt für Kalendermonate, für die
Auszubildende wegen Beschäftigungsverboten nach §
3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz kein
Ausbildungsentgelt erhalten haben. 3Die Verminde-
rung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inan-
spruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeserzie-
hungsgeldgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in
dem das Kind geboren ist. 4Voraussetzung ist, dass am
Tag vor Antritt der Elternzeit Anspruch auf Entgelt
oder auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bestanden
hat.
(3)  Die Jahressonderzahlung wird mit dem Ausbil-
dungsentgelt für November ausgezahlt.
(4) 1Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss
an die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in ein Ar-
beitsverhältnis übernommen werden und am 1. De-
zember noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, er-
halten zusammen mit der anteiligen Jahressonderzah-
lung aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahres-
sonderzahlung aus dem Ausbildungsverhältnis. 2Ist
die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats er-
folgt, wird dieser Kalendermonat bei der anteiligen
Jahressonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis be-
rücksichtigt.

§ 17
Betriebliche Altersversorgung

(1)  Die Auszubildenden haben Anspruch auf eine zu-
sätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung bei
einer öffentlich-rechtlichen Zusatzversorgungsein-
richtung nach Maßgabe ihrer jeweils gültigen Satzung.
(2)  Die Auszubildenden können verlangen, dass nach
dem Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Al-
tersversorgung die Umwandlung von Entgelt in be-
triebliche Altersversorgung bei der Zusatzversor-
gungskasse, zu der die Pflichtversicherung nach Ab-
satz 1 besteht, nach deren Satzung erfolgen kann.

§ 18
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der
Ausbildungszeit; abweichende gesetzliche Regelun-
gen bleiben unberührt. 2Im Falle des Nichtbestehens
der Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbil-
dungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden
bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung,
höchstens um ein Jahr.
(2)  Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden
die Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbil-
dungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.
(3)  Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in
ein Arbeitsverhältnis, hat er dies den Auszubildenden
drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Aus-
bildungszeit schriftlich mitzuteilen.
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(4)  Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungs-
verhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungs-
gründe nur gekündigt werden
a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Ein-

halten einer Kündigungsfrist,
b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist

von vier Wochen.
(5)  Werden Auszubildende im Anschluss an das Aus-
bildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber
ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

§ 19
Abschlussprämie

(1) 1Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprü-
fung beziehungsweise staatlicher Prüfung erhalten
Auszubildende eine Abschlussprämie als Einmalzah-
lung in Höhe von 400 Euro. 2Die Abschlussprämie ist
kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist
nach Bestehen der Abschlussprüfung beziehungswei-
se der staatlichen Prüfung fällig.
(2) 1Die Abschlussprämie wird nicht gezahlt, wenn die
Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer
Wiederholungsprüfung abgeschlossen wird. 2Im Ein-
zelfall kann der Ausbildende dennoch eine Abschluss-
prämie zahlen.

§ 20
Zeugnis

1Der Ausbildende hat den Auszubildenden bei Been-
digung des Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeug-
nis auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über
Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie über
die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Aus-
zubildenden enthalten. 3Auf deren Verlangen sind
auch Angaben über Führung, Leistung und besondere
fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

§ 21
Ausschlussfrist

1Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen,
wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von
sechs Monaten nach Fälligkeit von den Auszubilden-
den oder vom Ausbildenden schriftlich geltend ge-
macht werden. 2Für denselben Sachverhalt reicht die
einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für
später fällige Leistungen aus.

§ 22
In-Kraft-Treten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. August 2011
in Kraft. Sie ersetzt mit Wirkung vom 1. August 2011
die nachfolgend aufgeführten Arbeitsrechtsrechtsre-
gelung:
- Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der

kirchlichen Auszubildenden (AzubiO) in der Fas-
sung vom 28. November 2007 (ABl. EKD 2008 S.
75)

- Ordnung zur Regelung der Ausbildungsvergütun-
gen der kirchlichen Auszubildenden vom 19. Sep-
tember 2008 (ABl. EKD 2008 S. 389)

- Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der
kirchlichen Auszubildenden (AzubiO) in der Fas-
sung vom 24. November 2008 (ABl. EKM 2009 S.
73)

- Ordnung zur Regelung der Ausbildungsvergütun-
gen der kirchlichen Auszubildenden in der Fassung
vom 24. November 2008 (ABl. EKM 2009 S. 77)

B e r l i n, den 7. Juli 2011
Arbeitsrechtliche Kommission

Christian V o l l b r e c h t
(Vorsitzender)

Nr. 118* - Verordnung des Rates der
Evangelischen Kirche in Deutschland

über die Zuständigkeit für die
Fortbildung zur "EKD-

Bilanzbuchhalterin" /zum "EKD-
Bilanzbuchhalter".

Vom 2. September 2011.
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
auf Grund des Artikels 29 Absatz 2 in Verbindung mit
Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 10 a Absatz 2 der
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land die folgende Verordnung beschlossen:

§ 1
Zuständige Stelle

(1)  Zuständige Stelle im Sinne des Berufsbildungs-
gesetzes für die Fortbildung zur "EKD-Bilanzbuch-
halterin" /zum "EKD-Bilanzbuchhalter" ist für den
Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland und
ihrer Gliedkirchen die Evangelische Kirche in
Deutschland.
(2)  Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
kann die Geschäftsführung für die zuständige Stelle
übertragen.

§ 2
Fortbildungsprüfungsordnung

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
wird ermächtigt, die Fortbildungsprüfungsordnung
zur "EKD-Bilanzbuchhalterin" /zum "EKD-Bilanz-
buchhalter" für den Bereich der Evangelischen Kirche
in Deutschland und ihrer Gliedkirchen zu erlassen.

§ 3
Inkrafttreten

(1)  Diese Verordnung tritt für die Evangelische Kir-
che in Deutschland am 1. Oktober 2011 in Kraft.
(2)  Diese Verordnung tritt mit Wirkung für die jewei-
lige Gliedkirche in Kraft, nachdem diese ihr Einver-
ständnis erklärt hat. Die Zustimmung kann jederzeit
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erteilt werden. Den Zeitpunkt, zu dem diese Verord-
nung in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland durch Verordnung.

H a n n o v e r, den 2. September 2011
Evangelische Kirche in Deutschland

- Kirchenamt -
Dr. A n k e
Präsident

Nr. 119* - Prüfungsordnung für die
Fortbildungsprüfung zur "EKD-
Bilanzbuchhalterin" /zum "EKD-

Bilanzbuchhalter".
Vom 2. September 2011.

Auf Grund von § 2 der Verordnung des Rates der
Evangelischen Kirche in Deutschland über die Zu-
ständigkeit für die Fortbildungsprüfung zur "EKD-Bi-
lanzbuchhalterin" /zum "EKD-Bilanzbuchhalter"
vom 2. September 2011 (ABl.EKD S. 248) erlässt der
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland als zu-
ständige Stelle die folgende Prüfungsordnung für die
Fortbildungsprüfung zur "EKD-Bilanzbuchhalterin" /
zum "EKD-Bilanzbuchhalter":
Inhaltsverzeichnis:
Erster Abschnitt: Geltungsbereich, Geschäftsfüh-
rung, Ziel der Fortbildungsprüfung
§ 1 Geltungsbereich, Geschäftsführung
§ 2 Ziel der Fortbildungsprüfung
Zweiter Abschnitt: Prüfungsausschuss
§ 3 Errichtung, Zusammensetzung und Berufung
§ 4 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung und Ge-
schäftsführung
§ 5 Aufgaben des Prüfungsausschusses
§ 6 Verschwiegenheit
Dritter Abschnitt: Vorbereitung der Fortbildungs-
prüfung
§ 7 Anmeldung und Prüfungstermine
§ 8 Zulassungsvoraussetzungen und Zulassung
§ 9 Entscheidung über die Zulassung, Prüfungsgebühr
Vierter Abschnitt: Durchführung der Fortbil-
dungsprüfung
§ 10 Gliederung und Durchführung der Fortbildungs-
prüfung
§ 11 Inhalt der Fortbildungsprüfung
§ 12 Nachteilsausgleich für behinderte Menschen
§ 13 Nichtöffentlichkeit, Prüfungssprache
§ 14 Aufsicht und Niederschrift
§ 15 Ausweispflicht und Belehrung
§ 16 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
§ 17 Rücktritt und Nichtteilnahme
Fünfter Abschnitt: Bewertung, Feststellung und
Beurkundung des Prüfungsergebnisses
§ 18 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 19 Bestehen der Prüfung, Ergebnisniederschrift,
Mitteilung
§ 20 Prüfungszeugnis, Bezeichnung des Fortbildungs-
abschlusses

§ 21 Nicht bestandene Fortbildungsprüfung
Sechster Abschnitt: Wiederholungsprüfung
§ 22 Wiederholung der Prüfung
Siebter Abschnitt: Schlussbestimmungen
§ 23 Verwaltungsverfahren
§ 24 Prüfungsunterlagen
§ 25 Inkrafttreten

Erster Abschnitt:
Geltungsbereich, Geschäftsführung, Ziel der

Fortbildungsprüfung
§ 1 Geltungsbereich, Geschäftsführung

(1)  Diese Prüfungsordnung regelt die Fortbildungs-
prüfung gemäß § 56 Absatz 1 in Verbindung mit § 47
Absatz 1 des Berufsbildungsgesetzes zur "EKD-Bi-
lanzbuchhalterin"/ zum "EKD-Bilanzbuchhalter" für
den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland
und ihrer Gliedkirchen.
(2)  Zuständige Stelle für die Fortbildung ist für den
Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland und
ihrer Gliedkirchen die Evangelische Kirche in
Deutschland.
(3)  Die Geschäftsführung für die zuständige Stelle
obliegt der Bundesakademie für Kirche und Diakonie
gGmbH. Sie ist Träger des Fortbildungslehrgangs zur
"EKD-Bilanzbuchhalterin"/ zum "EKD-Bilanzbuch-
halter".

§ 2 Ziel der Fortbildungsprüfung
Durch die Fortbildungsprüfung sollen die Teilneh-
menden nachweisen, Organisation und Funktion des
kirchlichen Haushalts- und Rechnungswesens gemäß
den Anforderungen des neuen kirchlichen Finanzwe-
sens mit den dazu gehörenden Aufgaben eigenständig
und verantwortlich wahrnehmen zu können.

Zweiter Abschnitt:
Prüfungsausschuss

§ 3 Errichtung, Zusammensetzung und Berufung
(1)  Für die Durchführung dieser Fortbildungsprüfung
errichtet die zuständige Stelle einen Prüfungsaus-
schuss.
(2)  Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens
drei Mitgliedern. Die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses sind hinsichtlich der Beurteilung der Prü-
fungsleistungen unabhängig und nicht an Weisungen
gebunden. Die Mitglieder müssen für die Prüfungsge-
biete sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungs-
wesen geeignet sein.
(3)  Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder
Beauftragte der Dienstgeber und der Dienstnehmerin-
nen und Dienstnehmer in gleicher Zahl sowie eine
Vertreterin oder ein Vertreter der zuständigen Stelle
angehören. Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl
der Mitglieder müssen Beauftragte der Dienstgeber
und der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer sein.
(4)  Die Mitglieder werden von der zuständigen Stelle
für längstens fünf Jahre berufen. Eine Wiederberufung
ist möglich. Voraussetzung für die Berufung der Mit-
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glieder des Prüfungsausschusses ist die Wählbarkeit
zu kirchlichen Ämtern in einer Gliedkirche der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland. Bei der Berufung der
Mitglieder sollen Frauen und Männer in gleicher Wei-
se berücksichtigt werden.
(5)  Die Beauftragten der Dienstnehmer werden auf
Vorschlag der Mitarbeitervertretungen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen
berufen. Werden sie nicht oder nicht in angemessener
Zahl innerhalb einer von der zuständigen Stelle ge-
setzten Frist vorgeschlagen, so beruft die zuständige
Stelle insoweit nach pflichtgemäßem Ermessen.
(6)  Die Mitglieder des Prüfungsausschusses können
nach Anhörung der an ihrer Berufung Beteiligten aus
wichtigem Grund abberufen werden.
(7)  Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamt-
lich. Die Mitglieder erhalten jedoch Reisekosten und
Ersatz des mit den Sitzungen verbundenen Aufwandes
nach Maßgabe der Bestimmungen für Mitglieder des
Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
von ihm eingesetzten Beiräte, Ausschüsse, Kommis-
sionen und anderer Gremien.
(8)  Die Mitglieder haben jeweils mindestens eine
Stellvertretung. Für sie gelten die Absätze 2 bis 7 ent-
sprechend.

§ 4 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung
und Geschäftsführung

(1)  Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied, das
den Vorsitz führt und ein weiteres Mitglied, das den
Vorsitz stellvertretend übernimmt. Das vorsitzende
Mitglied und seine Stellvertretung sollen nicht dersel-
ben Mitgliedergruppe angehören.
(2)  Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
zwei Drittel der Mitglieder, mindestens drei, mitwir-
ken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.
(3)  Die Geschäftsführung für den Prüfungsausschuss
liegt in Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss bei
der Bundesakademie für Kirche und Diakonie
gGmbH. Einladungen, Protokollführung und Durch-
führung der Beschlüsse werden im Einvernehmen mit
dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses
geregelt. Die Sitzungsprotokolle sind von der proto-
kollführenden Person und vom vorsitzenden Mitglied
zu unterzeichnen.
(4)  Zu den Sitzungen des Prüfungsausschusses sind
die ordentlichen Mitglieder rechtzeitig einzuladen.
Stellvertretende Mitglieder werden in geeigneter Wei-
se unterrichtet. Kann ein Mitglied an einer Sitzung
nicht teilnehmen, so ist dies unverzüglich mitzuteilen.
Dann ist das stellvertretende Mitglied zu laden.

§ 5 Aufgaben des Prüfungsausschusses
Aufgaben des Prüfungsausschusses sind insbesonde-
re:
a) Festsetzen der Prüfungstermine,

b) Beschluss der Prüfungsaufgaben auf der Grund-
lage der Prüfungsanforderungen,

c) Entscheidung über das Vorliegen und die Folgen
von Täuschungshandlungen und von Störungen
des Prüfungsablaufes, sowie über das Vorliegen
eines wichtigen Grundes für Rücktritt und Nicht-
teilnahme,

d) Abnahme der Prüfungen.

§ 6 Verschwiegenheit
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und andere
am Prüfungsgeschehen beteiligte Personen haben über
alle mit den Prüfungen in Zusammenhang stehenden
Vorgänge gegenüber Dritten Verschwiegenheit zu
wahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen gegenüber der
zuständigen Stelle. Ausnahmen bedürfen der Zustim-
mung der zuständigen Stelle.

Dritter Abschnitt:
Vorbereitung der Fortbildungsprüfung
§ 7 Anmeldung und Prüfungstermine

(1)  Die Anmeldung zum Fortbildungslehrgang und
zur Fortbildungsprüfung erfolgt bei der Bundesaka-
demie für Kirche und Diakonie gGmbH.
(2)  Die Bundesakademie für Kirche und Diakonie
gGmbH gibt die Prüfungstermine einschließlich der
Anmeldefrist in geeigneter Weise öffentlich mindes-
tens einen Monat vor Ablauf der Anmeldefrist be-
kannt. Wird die Anmeldefrist überschritten, kann die
zuständige Stelle die Annahme des Antrages verwei-
gern.

§ 8 Zulassungsvoraussetzungen und Zulassung
(1)  Voraussetzung zur Zulassung zur Fortbildung ist
die Zulassung zum Prüfungsteil A einer beruflichen
Fortbildung zum anerkannten Abschluss „Geprüfter
Bilanzbuchhalter“/ „Geprüfte Bilanzbuchhalterin“.
(2)  Voraussetzung zur Zulassung zur Fortbildungs-
prüfung ist die Teilnahme am Fortbildungslehrgang.
Wird vor Beginn des Fortbildungslehrganges nachge-
wiesen, dass im Prüfungsteil B einer Prüfung zum
„Geprüften Bilanzbuchhalter“/ zur „Geprüften Bi-
lanzbuchhalterin“ in den in Absatz 3 genannten Hand-
lungsbereichen die erforderliche Punktzahl erreicht
wurde, kann die Teilnahme am Fortbildungslehrgang
auf die Module „Kirchlicher Haushalt“, „Kirchlicher
Jahresabschluss, Controlling, Internes Kontrollsys-
tem“ und „Gesellschaftsrecht und Steuerrecht für
kirchliche Körperschaften“ beschränkt werden. Liegt
die Prüfung zum Prüfungsteil B mehr als fünf Jahre
zurück, soll eine mehrjährige finanzwirtschaftliche
Berufstätigkeit nachgewiesen werden. Zeiten der Be-
rufstätigkeit im Ausland sind dabei zu berücksichti-
gen.
(3)  Für die Zulassung zur Fortbildungsprüfung ist
weiterhin nachzuweisen, im Prüfungsteil B einer Prü-
fung zum „Geprüften Bilanzbuchhalter“/ zur „Geprüf-
ten Bilanzbuchhalterin“ für die Handlungsbereiche
"Erstellen von Zwischen- und Jahresabschlüssen und
des Lageberichts nach nationalem Recht" und "Be-
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richterstattung, Auswerten und Interpretieren des Zah-
lenwerks für Managemententscheidungen" die erfor-
derliche Punktzahl erreicht zu haben. Wurde die er-
forderliche Punktzahl noch nicht erreicht und kann die
Prüfung wiederholt werden, kann die zuständige Stelle
die Teilnahme an der Fortbildungsprüfung dennoch
zulassen.
(4)  Prüfungsbewerberinnen oder Prüfungsbewerbern,
die Elternzeit oder Pflegezeit in Anspruch genommen
haben, darf bei der Entscheidung über die Zulassung
kein Nachteil erwachsen.

§ 9 Entscheidung über die Zulassung,
Prüfungsgebühr

(1)  Über die Zulassung zur Fortbildung und zur Fort-
bildungsprüfung entscheidet die zuständige Stelle.
Hält sie die Zulassungsvoraussetzungen für die Fort-
bildungsprüfung nicht für gegeben, so entscheidet der
Prüfungsausschuss.
(2)  Die Entscheidung über die Zulassung zur Fortbil-
dungsprüfung ist den Prüfungsbewerberinnen und -
bewerbern rechtzeitig unter Angabe des Prüfungsta-
ges und -ortes einschließlich der erlaubten Arbeits-
und Hilfsmittel mitzuteilen. Die Entscheidung über
die Nichtzulassung ist ihnen schriftlich mit Begrün-
dung bekannt zu geben.
(3)  Die Zulassung zur Fortbildungsprüfung kann von
der zuständigen Stelle bis zur Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses widerrufen werden, wenn sie auf-
grund gefälschter Unterlagen oder falscher Angaben
ausgesprochen wurde.
(4)  Die Prüfungsteilnehmenden haben nach Auffor-
derung eine Prüfungsgebühr zu entrichten.

Vierter Abschnitt:
Durchführung der Fortbildungsprüfung

§ 10 Gliederung und Durchführung der
Fortbildungsprüfung

(1)  Die Fortbildungsprüfung umfasst die folgenden
Module:
1. Kirchlicher Haushalt,
2. Kirchlicher Jahresabschluss, Controlling und In-

ternes Kontrollsystem,
3. Gesellschaftsrecht und Steuerrecht für kirchliche

Körperschaften.
(2)  Die Fortbildungsprüfung ist im ersten Teil in den
genannten Modulen schriftlich in Form von praxiso-
rientierten, situationsbezogenen Aufgaben durchzu-
führen. Die Bearbeitungsdauer für die schriftlichen
Aufgaben in dem Modul „Kirchlicher Haushalt“ soll
in der Regel 90 Minuten, in dem Modul „Kirchlicher
Jahresabschluss, Controlling und Internes Kontroll-
system“ in der Regel 180 Minuten und in dem Modul
„Gesellschaftsrecht und Steuerrecht für kirchliche
Körperschaften“ in der Regel 120 Minuten betragen.
(3)  Bei den Prüfungsaufgaben sind die Bearbeitungs-
zeit und die zugelassenen Arbeits- und Hilfsmittel an-
zugeben. Die Prüfungsaufgaben sind grundsätzlich

handschriftlich zu bearbeiten. Durchschriften dürfen
nicht angefertigt werden. Nach Ablauf der Bearbei-
tungszeit sind die Prüfungsaufgaben und -arbeiten den
Prüfungsteilnehmenden abzufordern.
(4)  Der zweite Teil der Fortbildungsprüfung nach Ab-
satz 1 beinhaltet eine Präsentation und ein darauf auf-
bauendes Fachgespräch. Die Präsentation und das
Fachgespräch sollen in der Regel nicht länger als je-
weils 15 Minuten dauern.
(5)  Wurde in einem Modul eine mangelhafte Leistung
erbracht, ist darin eine mündliche Ergänzungsprüfung
anzubieten. Bei zwei oder mehr mangelhaften oder bei
mindestens einer ungenügenden Leistung besteht die-
se Möglichkeit nicht. Die Ergänzungsprüfung soll an-
wendungsbezogen durchgeführt werden und je Ergän-
zungsprüfung in der Regel nicht länger als 20 Minuten
dauern. Die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleis-
tung und der mündlichen Ergänzungsprüfung werden
zu einer Note zusammengefasst. Dabei wird die Be-
wertung der schriftlichen Prüfungsleistung doppelt
gewichtet.

§ 11 Inhalt der Fortbildungsprüfung
(1)  Im Modul „Kirchlicher Haushalt“ soll nachgewie-
sen werden, die Besonderheiten des kirchlichen Haus-
haltsrechts in der Erweiterten Kameralistik oder in der
Kirchlichen Doppik verstanden zu haben und in der
Lage zu sein, diese umzusetzen. Hierfür werden ent-
sprechend dem Rechnungsstil der jeweiligen Kursbe-
legung Prüfungsfragen entweder zur Erweiterten Ka-
meralistik oder zur Kirchlichen Doppik gestellt. Im
Rahmen des Moduls „Kirchlicher Haushalt“ können
folgende Inhalte geprüft werden:
1. Aufstellen der Bestandteile des Haushaltes mit An-

wenden der Haushaltssystematik,
2. Inhalte der Haushaltssatzung bzw. des Haushalts-

gesetzes,
3. Inhalte des Haushaltsbuches,
4. Budgetierung und Deckungsregeln,
5. Vorschriften für den Haushaltsausgleich,
6. Besonderheiten der kirchlichen Rücklagenbewirt-

schaftung,
7. Behandlung von Haushalts- und Budgetabwei-

chungen,
8. Vorgaben der Finanzstatistik.
(2)  Im Modul „Kirchlicher Jahresabschluss, Control-
ling und Internes Kontrollsystem“ soll die Fähigkeit
geprüft werden, einen Jahresabschluss nach kirchli-
chen Regeln zu erstellen und zu analysieren. Es soll
nachgewiesen werden, die Besonderheiten beim Auf-
bau eines Controllings in kirchlichen Körperschaften
verstanden zu haben. Funktion und Aufbau eines In-
ternen Kontrollsystems sollen benannt werden. In die-
sem Rahmen können folgende Inhalte geprüft werden:
1. Kennen der Spezifika der kirchlichen Bilanz und

Einordnen ihrer Bedeutung,
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2. Durchführen einer Inventur sowie Bewerten der
Sachanlagegüter nach kirchlichen anerkannten Re-
geln,

3. Aufstellen des Jahresabschlusses mit den notwen-
digen Abschlussarbeiten einschließlich Konsoli-
dierung,

4. Inhalt und Aufbau Anhang sowie Anlagen zum
Anhang,

5. Spezifika kirchliche Eröffnungsbilanz,
6. Analyse des Jahresabschlusses,
7. Aufbau und Besonderheiten eines Controllings in

kirchlichen Körperschaften,
8. Aufzeigen der Bestandteile eines Internen Kon-

trollsystems und deren Wirkungszusammenhänge.
(3)  Im Modul „Gesellschaftsrecht und Steuerrecht für
kirchliche Körperschaften“ soll die Fähigkeit nachge-
wiesen werden, die einschlägigen Gesetze, Durchfüh-
rungsverordnungen und Richtlinien sowie die Vor-
schriften zum Verfahrensrecht unter Nutzung rechtli-
cher Wahlrechte auslegen und auf die Problemstel-
lungen übertragen zu können. Darüber hinaus soll der
Einfluss der Besteuerung auf unternehmerische Ent-
scheidungen eingeschätzt und dargestellt werden kön-
nen. In diesem Rahmen können folgende Inhalte ge-
prüft werden:
1. Grundlagen des Gesellschaftsrechtes, Rechtsfor-

men und Kriterien bei der Rechtsformwahl,
2. Besonderheiten bei Stiftungen, Vereinen und Kör-

perschaften des öffentlichen Rechts,
3. Wirtschaftliche Betätigung von Kirche, Zulässig-

keit und Grenzen,
4. Betriebliche Steuerlehre: Abgabenordnung, Ein-

kommensteuerrecht, Kirchensteuerrecht, Körper-
schaftssteuerrecht, Gewerbesteuerrecht, Lohn-
steuerabzugsverfahren,

5. Umsatzsteuerliche Vorschriften hinsichtlich Prü-
fung der Steuerbarkeit, Steuerbefreiungen, Steuer-
pflicht und des Vorsteuerabzugs und deren Beach-
tung in den Entscheidungen,

6. Besteuerung öffentlich-rechtlicher Körperschaf-
ten: Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, Betrieb ge-
werblicher Art, Organschaft /Organkreis, Gemein-
nützigkeitsrecht, Privatisierung und Öffentlich-
Private-Partnerschaften,

7. Kirchensteuerrecht und Rechte der Kirche als Kir-
chensteuerempfänger.

§ 12 Nachteilsausgleich für behinderte Menschen
Bei der Durchführung der Fortbildungsprüfung sollen
die besonderen Verhältnisse behinderter Menschen
berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die
Dauer der Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln
und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter
wie Gebärdensprachdolmetscher für hörbehinderte
Menschen. Die Art der Behinderung ist mit der An-
meldung zur Fortbildungsprüfung nachzuweisen.

§ 13 Nichtöffentlichkeit, Prüfungssprache
(1)  Die Fortbildungsprüfung ist nicht öffentlich. Ver-
treterinnen und Vertreter der zuständigen Stelle kön-
nen anwesend sein. Der Prüfungsausschuss kann im
Einvernehmen mit der zuständigen Stelle andere Per-
sonen als Gäste zulassen. An der Beratung über das
Prüfungsergebnis nach § 19 Absatz 1 dürfen nur die
Mitglieder des Prüfungsausschusses beteiligt sein.
(2)  Die Prüfungssprache ist Deutsch.

§ 14 Aufsicht und Niederschrift
(1)  Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit
dem Prüfungsausschuss die Aufsichtsführung. Diese
soll sicherstellen, dass die Prüfungsleistungen selbst-
ständig und nur mit erlaubten Arbeits- und Hilfsmit-
teln durchgeführt werden.
(2)  Störungen durch äußere Einflüsse müssen von
mindestens einer Prüfungsteilnehmerin oder einem
Prüfungsteilnehmer ausdrücklich gegenüber der Auf-
sicht gerügt werden. Entstehen durch die Störungen
erhebliche Beeinträchtigungen, entscheidet der Prü-
fungsausschuss über Art und Umfang von geeigneten
Ausgleichsmaßnahmen. Bei der Durchführung des
schriftlichen Prüfungsteils kann die Aufsicht über die
Gewährung einer Zeitverlängerung entscheiden.
(3)  Über den Ablauf der Prüfung ist eine Niederschrift
zu fertigen.

§ 15 Ausweispflicht und Belehrung
Die Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer haben
sich auf Verlangen der Aufsichtsführung über ihre
Person auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prüfung
über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende
Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen
von Täuschungshandlungen, Ordnungsverstößen,
Rücktritt oder Nichtteilnahme zu belehren.

§ 16 Täuschungshandlungen und
Ordnungsverstöße

(1)  Unternimmt es eine Prüfungsteilnehmerin oder ein
Prüfungsteilnehmer, das Ergebnis einer Prüfungsleis-
tung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelas-
sener Arbeits- und Hilfsmittel oder durch unzulässige
Hilfe Anderer oder durch Einwirken auf Prüfungsor-
gane oder auf von diesen mit der Wahrnehmung von
Prüfungsangelegenheiten beauftragte Personen zu ei-
genem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, oder
leisten sie Beihilfe zu einer Täuschung oder einem
Täuschungsversuch, liegt eine Täuschungshandlung
vor.
(2)  Wird während der Prüfung festgestellt, dass eine
Täuschungshandlung begangen wird oder ein entspre-
chender Verdacht vorliegt, ist der Sachverhalt von der
Aufsichtsführung festzustellen und zu protokollieren.
Die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilneh-
mer setzt die Prüfung vorbehaltlich der Entscheidung
des Prüfungsausschusses über die Täuschungshand-
lung fort.
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(3)  Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die be-
treffende Prüfungsleistung mit der Note „ungenü-
gend“ bewertet. In schweren Fällen, insbesondere bei
vorbereiteten Handlungen, kann der Prüfungsaus-
schuss die Prüfung mit der Note „ungenügend“ be-
werten. Der Besitz nicht zugelassener Arbeits- und
Hilfsmittel nach Belehrung durch die Aufsichtsfüh-
rung steht der Benutzung gleich, sofern die Prüfungs-
teilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer nicht nach-
weist, dass der Besitz weder auf Vorsatz noch auf
Fahrlässigkeit beruht.
(4)  Prüfungsteilnehmerinnen und-teilnehmer, die den
ordnungsgemäßen Prüfungsablauf stören oder zu stö-
ren versuchen, können von der Fortbildungsprüfung
ganz oder teilweise ausgeschlossen werden. Kann die
schriftliche Prüfung aufgrund der Störung nicht ord-
nungsgemäß durchgeführt werden, kann die Entschei-
dung über den Ausschluss von der Teilnahme an dieser
Prüfung von der Aufsichtsführung getroffen werden.
Die endgültige Entscheidung über die Folgen für die
Prüfungsteilnehmerin oder den Prüfungsteilnehmer
hat der Prüfungsausschuss unverzüglich zu treffen.
Eine vom Ausschluss betroffene Prüfungsleistung ist
mit der Note „ungenügend“ zu bewerten.
(5)  Vor der Entscheidung des Prüfungsausschusses
nach den Absätzen 3 und 4 ist die Prüfungsteilnehme-
rin oder der Prüfungsteilnehmer zu hören.
(6)  Wird eine Prüfungsarbeit trotz Aufforderung nicht
unverzüglich abgegeben, ist sie mit der Note „unge-
nügend“ zu bewerten.
(7)  Wird ein Tatbestand nach Absatz 1 bis 3 erst nach
Abschluss der Prüfung bekannt, kann die betroffene
Prüfungsleistung innerhalb von fünf Jahren nachträg-
lich mit der Note „ungenügend“ bewertet und das Prü-
fungszeugnis entsprechend berichtigt werden. In
schweren Fällen ist die Fortbildungsprüfung für nicht
bestanden zu erklären. Ein bereits erteiltes Zeugnis ist
einzuziehen und ungültig zu machen.

§ 17 Rücktritt und Nichtteilnahme
(1)  Vor Beginn der Prüfung kann nach erfolgter An-
meldung durch schriftliche Erklärung ein Rücktritt
von der Prüfung erfolgen. In diesem Fall gilt die Prü-
fung als nicht abgelegt.
(2)  Wird ein Prüfungstermin versäumt, so werden be-
reits erbrachte selbständige Prüfungsleistungen aner-
kannt, wenn ein wichtiger Grund für die Nichtteilnah-
me vorliegt. Selbständige Prüfungsleistungen sind
solche, die thematisch klar abgrenzbar und nicht auf
eine andere Prüfungsleistung bezogen sind sowie ei-
genständig bewertet werden können.
(3)  Wurde ohne vorherige schriftliche Erklärung an
der Prüfung nicht teilgenommen, so gilt sie als nicht
bestanden, es sei denn, eine Teilnahme oder rechtzei-
tige Abgabe der Erklärung war aus einem wichtigen
Grund, insbesondere wegen ärztlich bescheinigter
Krankheit, nicht möglich. Der Hinderungsgrund ist
dem Prüfungsausschuss unverzüglich mitzuteilen und
nachzuweisen.

Fünfter Abschnitt:
Bewertung, Feststellung und Beurkundung des

Prüfungsergebnisses
§ 18 Bewertung der Prüfungsleistungen

(1)  Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewer-
ten:

- sehr gut (100 bis 92 Punkte): eine den Anforde-
rungen in besonderem Maße entsprechende Leis-
tung;

- gut (unter 92 bis 81 Punkte): eine den Anforde-
rungen voll entsprechende Leistung;

- befriedigend (unter 81 bis 67 Punkte): eine den
Anforderungen im Allgemeinen entsprechende
Leistung;

- ausreichend (unter 67 bis 50 Punkte): eine Leis-
tung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen
den Anforderungen noch entspricht;

- mangelhaft (unter 50 bis 30 Punkte): eine Leis-
tung, die den Anforderungen nicht entspricht, je-
doch erkennen lässt, dass gewisse Grundkenntnis-
se vorhanden sind;

- ungenügend (unter 30 oder 0 Punkte): eine Leis-
tung, die den Anforderungen nicht entspricht und
bei der selbst Grundkenntnisse fehlen.

(2)  Die einzelnen Prüfungsleistungen sind jeweils ge-
sondert zu bewerten.

§ 19 Bestehen der Prüfung,
Ergebnisniederschrift, Mitteilung

(1)  Jede Prüfungsleistung ist von jedem Mitglied des
Prüfungsausschusses selbstständig zu bewerten. Be-
schlüsse über die Noten zur Bewertung einzelner Prü-
fungsleistungen sowie über das Bestehen oder Nicht-
bestehen der Prüfung insgesamt werden durch den
Prüfungsausschuss gefasst. Bei der gemeinsamen
Feststellung der Ergebnisse dienen die Einzelbewer-
tungen der Prüfungsausschussmitglieder als Grundla-
ge.
(2)  Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach Ab-
satz 1 kann das vorsitzende Mitglied mindestens zwei
Mitglieder des Prüfungsausschusses mit der Bewer-
tung einzelner, nicht mündlich zu erbringender Prü-
fungsleistungen beauftragen. Die Beauftragten sollen
nicht derselben Mitgliedergruppe angehören. Die be-
auftragten Mitglieder dokumentieren die wesentlichen
Abläufe und halten die für die Bewertung erheblichen
Tatsachen fest. Bei der gemeinsamen Feststellung der
Ergebnisse dienen die Einzelbewertungen der Prü-
fungsausschussmitglieder als Grundlage.
(3)  Die Prüfung ist bestanden, wenn in allen Prü-
fungsleistungen mindestens ausreichende Leistungen
erbracht wurden.
(4)  Über die Feststellung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse ist eine Niederschrift auf dem Formular der
zuständigen Stelle zu fertigen. Sie ist von den anwe-
senden Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu un-
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terzeichnen und der zuständigen Stelle unverzüglich
vorzulegen.
(5)  Den Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmern
soll unmittelbar nach der Feststellung des Ergebnisses
der Prüfung mitgeteilt werden, ob sie die Prüfung „be-
standen“ oder „nicht bestanden“ haben. Kann die Fest-
stellung des Prüfungsergebnisses nicht am Tag der
letzten Prüfungsleistung getroffen werden, so hat der
Prüfungsausschuss diese unverzüglich zu treffen und
mitzuteilen.

§ 20 Prüfungszeugnis, Bezeichnung des
Fortbildungsabschlusses

(1)  Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis
auszustellen. Dem Zeugnis ist auf Antrag der Prü-
fungsteilnehmerin oder des Prüfungsteilnehmers eine
englischsprachige und eine französischsprachige
Übersetzung beizufügen.
(2)  Das Prüfungszeugnis enthält insbesondere

- die Bezeichnung „Zeugnis über die Fortbildungs-
prüfung zur EKD-Bilanzbuchhalterin/ zum EKD-
Bilanzbuchhalter",

- die Personalien der Prüfungsteilnehmerin oder des
Prüfungsteilnehmers (Name, Vorname, Geburts-
datum),

- die Bezeichnung der Fortbildungsprüfung mit
Fundstelle und Datum,

- die Ergebnisse der Fortbildungsprüfung nach No-
ten und Punktzahlen,

- das Datum des Bestehens der Prüfung,
- die Namenswiedergaben (Faksimile) oder Unter-

schriften des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungs-
ausschusses und der beauftragten Person der zu-
ständigen Stelle mit dem Siegel der Evangelischen
Kirche in Deutschland.

(3)  Die bestandene Prüfung berechtigt, die Bezeich-
nung "EKD-Bilanzbuchhalterin"/ "EKD-Bilanzbuch-
halter" zu führen.
(4)  Im Fall des § 8 Absatz 3 Satz 2 wird das Zeugnis
über die bestandene Prüfung erst nach Erreichen der
erforderlichen Punktzahl in Prüfungsteil B ausgestellt.

§ 21 Nicht bestandene Fortbildungsprüfung
(1)  Bei nicht bestandener Prüfung ergeht von der zu-
ständigen Stelle ein schriftlicher Bescheid. Darin ist
anzugeben, welche Prüfungsleistungen in einer Wie-
derholungsprüfung nicht mehr wiederholt werden
müssen.
(2)  Auf die besonderen Bedingungen der Wiederho-
lungsprüfung gemäß § 22 ist hinzuweisen.

Sechster Abschnitt:
Wiederholungsprüfung

§ 22 Wiederholung der Prüfung
(1)  Eine Fortbildungsprüfung, die nicht bestanden ist,
kann zweimal wiederholt werden, frühestens jedoch

zum jeweils nächsten Prüfungstermin. Dies gilt nur,
sofern der Tag der Feststellung des Nichtbestehens je-
weils nicht länger als zwei Jahre zurück liegt. Aus-
nahmen kann die zuständige Stelle zulassen. Es gelten
die in der Wiederholungsprüfung erzielten Ergebnis-
se.
(2)  Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung
wird die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteil-
nehmer von einzelnen Prüfungsleistungen befreit,
wenn die dort in einer vorangegangenen Prüfung er-
brachten Leistungen mindestens ausreichend sind. Die
Bewertung einer selbständigen Prüfungsleistung ist
im Rahmen der Wiederholungsprüfung zu überneh-
men.

Siebter Abschnitt:
Schlussbestimmungen

§ 23 Verwaltungsverfahren
(1)  Maßnahmen und Entscheidungen des Prüfungs-
ausschusses sowie der zuständigen Stelle sind bei ihrer
schriftlichen Bekanntgabe mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen.
(2)  Bei der Zulassung und Prüfung dürfen Angehörige
nicht mitwirken. Personen, die ihnen gegenüber
Dienstgeberfunktion innehaben, sollen, soweit nicht
besondere Umstände eine Mitwirkung zulassen oder
erfordern, nicht mitwirken. Die Entscheidung über
den Ausschluss von der Mitwirkung trifft die zustän-
dige Stelle. Es gelten die §§ 9 und 10 des Verwal-
tungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland entsprechend.

§ 24 Prüfungsunterlagen
(1)  Auf Antrag ist den Prüfungsteilnehmerinnen und
-teilnehmern binnen der gesetzlich vorgeschriebenen
Frist zur Einlegung eines Rechtsbehelfs Einsicht in
ihre Prüfungsunterlagen zu gewähren. Die schriftli-
chen Prüfungsarbeiten sind ein Jahr, die Niederschrif-
ten über die Prüfung zehn Jahre aufzubewahren. Die
Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Zugang des Prü-
fungsbescheides nach § 20 Absatz 1 oder § 21 Absatz
1. Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das
Einlegen eines Rechtsmittels gehemmt.
(2)  Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfol-
gen. Die Vorschriften zur Archivierung bleiben unbe-
rührt.

§ 25 Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Oktober 2011 in
Kraft.

H a n n o v e r, den 2. September 2011
Evangelische Kirche in Deutschland

- Kirchenamt -
Dr. A n k e
Präsident
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Nr. 120* - Ordnung für die Zahlung von
Honoraren im Bereich der

Evangelischen Kirche in Deutschland
(Honorarordnung der EKD).

Vom 2. September 2011.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
beschlossen:
1. Bei Veranstaltungen der EKD sowie bei Veran-

staltungen, für die Haushaltsmittel der EKD ein-
gesetzt werden, können Honorare gewährt werden:
Bei Festsetzung des Honorars sind Zusammenset-
zung der Zielgruppe, Vorbereitungsaufwand und
Schwierigkeitsgrad der Leistung zu berücksichti-
gen.
Die Höchstsätze sollen nur im Einzelfall bei her-
vorragender Qualifikation der Referentinnen und
Referenten und besonderen Veranstaltungen von
überregionaler Bedeutung vereinbart werden.
Honorare können nur gezahlt werden, wenn mit der
Honorarempfängerin oder dem Honorarempfänger
ein Honorarvertrag geschlossen worden ist.
Diese Honorarrichtsätze gelten nicht bei abhängi-
ger Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern (z.B. bei kurzfristigem oder geringfügi-
gem Arbeitsverhältnis).
Die Honorarsätze werden wie folgt in Euro zuzüg-
lich eventuell anfallender gesetzlicher Umsatz-
steuer festgesetzt:

Vortrag, Seminarleitung, Diskussionsleitung,
Kursbegleitung, Training

für
einen
halben
Tag

für
einen
ganzen
Tag

Unter-
richts-
stunde
(60
min.)

I. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der EKD
oder von Einrichtungen,
die von der EKD bezu-
schusst werden,
a) sofern die Tätigkeit
dienstliche Aufgaben
betrifft

- - -

b) in sonstigen Fällen bis 75 bis 125 bis 25
II. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter anderer
kirchlicher Einrichtun-
gen, Werke und Dienste

bis 125 bis 175 bis 30

III. Personen, die nicht
im kirchlichen Dienst
stehen

a) im Regelfall bis 250 bis 500 bis 50
b) Fachkräfte mit beson-
derer Qualifikation oder
für freiberuflich tätige
Personen

bis 300 bis 700 bis 60

Nebenleistungen, wie z.B. Vorbereitung, Nachar-
beit u.a., sind in den Honorarsätzen eingeschlossen
und nicht gesondert zu honorieren. Werden inso-
weit Leistungen von der Stelle erbracht, die das
Honorar zahlt, sind die dafür entstehen- den Kosten
von dem Honorar abzusetzen.
Bei Wiederholungsveranstaltungen soll eine Kür-
zung von 10% vorgenommen werden.
Erbringen zwei Personen gemeinsam eine Leis-
tung, so dürfen insgesamt maximal 160% gezahlt
werden.

2. In außergewöhnlichen Fällen, die insbesondere in
der Kategorie III b) auftreten, können vom Kir-
chenamt der EKD - Haushaltsreferat - Sonderre-
gelungen getroffen werden. Die Zustimmung ist
vor Abschluss des Honorarvertrages einzuholen.

3. Die Zahlung von Honoraren ist nur zulässig, wenn
für diese Zwecke Haushaltsmittel verfügbar sind.

4. Notwendige Reisekosten sind grundsätzlich nach
den Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes
zu erstatten.

5. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der EKD im Sin-
ne dieser Richtlinie sind haupt- und nebenamtliche,
voll- und teilzeitbeschäftigte Mitarbeitende, die für
ihre Tätigkeit im Dienst der EKD oder der von der
EKD bezuschussten Einrichtungen eine Besol-
dung oder ein Entgelt erhalten.

6. Für die ehrenamtliche Mitarbeit in Kammern,
Kommissionen, Ausschüssen usw. werden Hono-
rare grundsätzlich nicht gewährt. Ausnahmen be-
dürfen vor Abschluss des Honorarvertrages der
Zustimmung des Haushaltsreferates des Kirchen-
amtes der EKD.

Diese Ordnung tritt für die Evangelische Kirche in
Deutschland am 1. November 2011 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Richtlinie für die Zahlung von Honora-
ren bei Veranstaltungen der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 7./8. September 2001 (ABl. EKD S.
447) außer Kraft.

H a n n o v e r, den 2. September 2011
Evangelische Kirche in Deutschland

- Kirchenamt -
Dr. A n k e
Präsident
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B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Nr. 121* - Beschluss über die zehnte
Gesetzesvertretende Verordnung zur

Änderung des Besoldungs- und
Versorgungsrechts.

Vom 1. Dezember 2010.
Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der EKD hat gemäß Artikel 9 Absatz 3 der Grundord-
nung die folgende Verordnung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Pfarrbesoldungsordnung

Die Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen
Kirche in Deutschland (Pfarrbesoldungsordnung)
vom 31. März 1993 (ABl. EKD S. 285), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 2. Dezember 2009 (ABl.
EKD 2010 S. 83) wird wie folgt geändert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird im Abschnitt 2 Besol-

dung, Unterabschnitt „1. Allgemeine Vorschrif-
ten“ nach der Angabe „§ 5a Rentenanrechnung,
Erstattung von Beiträgen zur Rentenversicherung“
die Angabe „5b Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

2. Nach § 5a wird folgender neuer § 5b eingefügt:
„§ 5b Lebenspartnerschaft
Die Vorschriften dieses Gesetzes, die sich auf das
Bestehen oder frühere Bestehen einer Ehe bezie-
hen, gelten entsprechend für das Bestehen oder
frühere Bestehen einer Lebenspartnerschaft. Die
Vorschriften dieses Gesetzes, die sich auf den Ehe-
gatten beziehen, gelten entsprechend für den Le-
benspartner.“

3. § 11 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz

eingefügt:
„Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören
auch die Pfarrer der Stufe 1, die Kinder ihres
Lebenspartners in ihren Haushalt aufgenom-
men haben; § 32 Absatz 3 bis 5 des Einkom-
mensteuergesetzes gilt entsprechend.“

b) In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz
eingefügt:
„Dies gilt auch für Pfarrer, deren Lebenspart-
nerschaft aufgehoben ist und die Kinder ihres
früheren Lebenspartners in ihren Haushalt auf-
genommen haben.“

c) Der bisherige Satz 2 des Absatzes 3 wird neu
Satz 3.

Artikel 2
Änderung der

Kirchenbeamtenbesoldungsordnung
Die Verordnung über die Besoldung der Kirchenbe-
amten in der Union Evangelische Kirchen der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland vom 31. März 1993
(ABl. EKD S. 281), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 2. Dezember 2009 (ABl. EKD 2010 S. 83)
wird wie folgt geändert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird im Abschnitt 2, Unter-

abschnitt „1. Allgemeine Vorschriften“ nach der
Angabe „§ 5a Rentenanrechnung, Erstattung von
Beiträgen zur Rentenversicherung“ die Angabe „§
5b Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

2. Nach § 5a wird folgender neuer § 5b eingefügt:
„§ 5b Lebenspartnerschaft
Die Vorschriften dieses Gesetzes, die sich auf das
Bestehen oder frühere Bestehen einer Ehe bezie-
hen, gelten entsprechend für das Bestehen oder
frühere Bestehen einer Lebenspartnerschaft. Die
Vorschriften dieses Gesetzes, die sich auf den Ehe-
gatten beziehen, gelten entsprechend für den Le-
benspartner.“

3. § 14 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz

eingefügt:
„Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören
auch die Kirchenbeamten der Stufe 1, die Kin-
der ihres Lebenspartners in ihren Haushalt auf-
genommen haben; § 32 Absatz 3 bis 5 des Ein-
kommensteuergesetzes gilt entsprechend.“

b) In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz
eingefügt:
„Dies gilt auch für Kirchenbeamte, deren Le-
benspartnerschaft aufgehoben ist und die Kin-
der ihres früheren Lebenspartners in ihren
Haushalt aufgenommen haben.“

c) Der bisherige Satz 2 des Absatzes 3 wird neu
Satz 3.

Artikel 3
Änderung der Beihilfeverordnung

Die Verordnung über die Gewährung von Beihilfen in
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen (Beihilfever-
ordnung – BhVO) vom 8. April 1992 (ABl. EKD S.
335), zuletzt geändert durch Verordnung vom 8. Sep-
tember 2004 (ABl. EKD S. 539) wird wie folgt geän-
dert:
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In § 2 Absatz 2 Ziffer 2 werden nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Wörter „oder Lebenspartners“ eingefügt.

Artikel 4
Inkrafttreten

§ 1
Die versorgungsrechtlichen Bestimmungen des Arti-
kel 2 des staatliche Gesetz zur Übertra-gung ehebezo-
gener Regelungen im öffentlichen Dienstrecht auf Le-
benspartnerschaften gelten abweichend von Artikel 10
Absatz 1 des staatlichen Gesetzes für die UEK und die
Gliedkirchen, in denen das Versorgungsgesetz der
EKU vom 16. Juni 1996 (ABl. EKD S. 400) gilt, erst
ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verord-
nung.

§ 2
Diese Verordnung tritt zum Ersten des Monats, der der
Verkündung des staatlichen Gesetzes zur Übertragung
ehebezogener Regelungen im öffentlichen Dienst-
recht auf Lebenspartnerschaften im Bundesgesetzblatt
folgt, in Kraft. Das Präsidium stellt den Tag des In-
krafttretens nachträglich fest.
H a n n o v e r, den 1. Dezember 2010

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Dr. F i s c h e r

Nr. 122* - Beschluss über die 11.
gesetzvertretende Verordnung zur

Änderung des Besoldungs- und
Versorgungsrechts.
Vom 23. März 2011.

Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der EKD hat gemäß Artikel 9 Abs. 3 der Grundord-
nung folgende Verordnung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Pfarrbesoldungs- und der

Kirchenbeamtenbesoldungsordnung
§ 1 Änderung der Pfarrbesoldungsordnung

Die Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in der
Union Evangelischer Kirchen in der EKD (Pfarrbe-
soldungsordnung) vom 31. März 1993 (ABl. EKD S.
285), zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. De-
zember 2010 (ABl. EKD 2011 S. 256), wird wie folgt
geändert:
1. § 7 Absatz 1wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird um folgenden weiteren Halbsatz
ergänzt:
„; das gliedkirchliche Recht kann davon ab-
weichend eine ruhegehaltfähige Ephoralzula-
ge in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen
den Endgrundgehältern der Besoldungsgrup-
pen A 13 und A 15 vorsehen.“

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ephoralzu-
lage“ die Wörter „nach Satz 1, 1. Halbsatz“
eingefügt.

2. In § 11 wird Absatz 7 gestrichen.

§ 2 Änderung der
Kirchenbeamtenbesoldungsordnung

Die Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in der
Union Evangelischer Kirchen in der EKD (Kirchen-
beamtenbesoldungsordnung) vom 31. März 1993
(ABl. EKD S. 281), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 1. Dezember 2010 (ABl. EKD 2011 S. ...),
wird wie folgt geändert:
In § 14 wird Absatz 7 gestrichen.

Artikel 2
Änderung des Versorgungsgesetzes

Das Kirchengesetz über die Versorgung der Pfarrer,
Pfarrerinnen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtin-
nen in der Evangelischen Kirche der Union (Versor-
gungsgesetz) in der Neufassung der Bekanntmachung
vom 1. Juli 2005 (ABl. EKD S. 415), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 2. Dezember 2009 (ABl. 2010
S. 83), wird wie folgt geändert:
§ 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Für Versorgungsberechtigte, die am 31. Dezem-
ber 2010 das 55. Lebensjahr vollendet haben,
wird die Zeit vor Vollendung des 27. Lebensjah-
res abweichend von Absatz 3 Nr. 4 nicht als ru-
hegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, wenn
1. das dem Versorgungsfall zugrunde liegende

Dienstverhältnis oder ein unmittelbar voran-
gehendes anderes öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis bereits am 31. Dezember
1999 bestanden hat und

2. der oder die Versorgungsberechtigte am 31.
Dezember 1999 die Voraussetzungen für ei-
nen Anspruch auf Rente erfüllt hat, der ganz
oder teilweise auf Beiträgen aus der Verein-
barung über die Rentenversorgung für auf Le-
benszeit angestellte Mitarbeiter der evangeli-
schen Kirchen und deren Hinterbliebene vom
28. März 1980 und deren Fortführungen nach
dem Sechsten Buch des Sozialgesetzbuches
(SGB VI) beruht.“

b) Dem Absatz 8 wird nach Satz 2 folgender Satz
angefügt:
„Im Rahmen einer Vorruhestandsregelung kön-
nen die Gliedkirchen für ihren Bereich für be-
stimmte Jahrgänge oder für einen bestimmten
Zeitraum eine von § 14 Absatz 3 Satz 1 des Be-
amtenversorgungsgesetzes abweichende Rege-
lung des Versorgungsabschlags vorsehen.“

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. April 2011 in Kraft.
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Artikel 4
Ermächtigung zur Neubekanntgabe

Das Amt der Union evangelischer Kirche in der EKD
wird ermächtigt, die Pfarrbesoldungsordnung, die Kir-
chenbeamtenbesoldungsordnung sowie das Versor-
gungsgesetz in der jeweils ab dem 1. April 2011 gel-
tenden Fassung bekanntzumachen.
H a n n o v e r, den 23. März 2011

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Dr. F i s c h e r

Nr. 123* - Beschluss über das
Außerkraftsetzen von Siegeln, hier:

1. Siegel des Verwaltungsgerichtshofs
2. Siegel des Gemeinsamen

Verwaltungsgerichts
Vom 23. März 2011.

Die nachfolgend abgebildeten Siegel werden mit Wir-
kung zum 1. Januar 2011 außer Kraft gesetzt:

 

Siegel des Verwaltungsgerichtshofs der UEK

 

Siegel des Gemeinsamen Verwaltungsgerichts der
UEK, der Evangelischen Landeskirche Anhalts und

der Pommerschen Evangelischen Kirche
H a n n o v e r, den 23. März 2011

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Dr. F i s c h e r

C. Aus den Gliedkirchen

Evangelische Landeskirche Anhalts

Nr. 124 - Kirchengesetz zur
Neuregelung des Ausführungsgesetzes
zum Disziplinargesetz der Ev. Kirche in

Deutschland (AGDG.EKD).
Vom 20. April 2010. (ABl. 2011 S. 2)

Auf Grund übereinstimmender Beschlüsse von Lan-
dessynode und Landeskirchenrat wird nachfolgendes
Kirchengesetz verkündet.

§ 1
Für die Evangelische Landeskirche Anhalts gelten das
Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland (DG.EKD) vom 28. Oktober 2009 (ABl.
EKD 2009, S. 316) in der jeweils geltenden Fassung
sowie die nachfolgenden Vorschriften.
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§ 2
Disziplinaraufsichtsführende Stelle ist der Landeskir-
chenrat. Disziplinaraufsichtsführende Stelle für Mit-
glieder des Landeskirchenrates ist die Kirchenleitung.

§ 3
Die Disziplinarmaßnahme der Amtsenthebung zur
Versetzung in eine andere Stelle ist ausgeschlossen.

§ 4
Für Mitglieder des Landeskirchenrates ist die Diszip-
linarkammer der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land als Disziplinargericht des ersten Rechtszugs zu-
ständig.

§ 5
Eine Vereinbarung zur Bildung einer gemeinsamen
Disziplinarkammer mit einer anderen Kirche gem. §
10 Abs. 1 Satz 4 DG.EKD bedarf der kirchengesetz-
lichen Zustimmung der Landessynode. Die Benen-
nung von Mitgliedern einer gemeinsamen Diszipli-
narkammer für die Landeskirche erfolgt durch Wahl
der Landessynode.

§ 6
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2010 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz zur Ausführung
des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 21. November 2006 außer Kraft.

D e s s a u - R o ß l a u, den 20. April 2010
Evangelische Landeskirche Anhalts

Der Landeskirchenrat
L i e b i g

Kirchenpräsident

Nr. 125 - Kirchengesetz zur Änderung
der Kirchenverfassung (§ 67).

Vom 23. November 2010.
(ABl. 2011 S. 5)

Auf Grund übereinstimmender Beschlüsse von Lan-
dessynode und Landeskirchenrat wird nachfolgendes
Kirchengesetz verkündet.

Artikel 1
Die Verfassung der Evangelischen Landeskirche An-
halts vom 12. Mai 1969 (ABl. 1967, Nr. 3, S. 29: 1968,
Nr. 1, S. 1; 1969, Nr. 1, S. 27; 1969, Nr. 2, S. 42),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Kirchengesetzes
zur Änderung der Wahlvorschriften zum Landeskir-
chenrat in der Evangelischen Landeskirche Anhalts
vom 20.4.2010, wird wie folgt geändert:
§ 67 wird wie folgt gefasst:
„Das Landeskirchengericht ist ein Verwaltungsgericht
erster Instanz. Es kann dadurch gebildet werden, dass
ein eigenes oder gemeinsames Verwaltungsgericht zu-

sammen mit anderen Gliedkirchen der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD) errichtet wird oder seine
Aufgaben auf das Verwaltungsgericht der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland übertragen werden. Die
Entscheidung hierüber obliegt der Landessynode.“

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt zum 1.1.2011 in Kraft.

Artikel 3
(1)  Dem Vertrag über die Aufhebung des Vertrages
über die Bildung eines gemeinsamen Verwaltungsge-
richtes (Anlage) wird zugestimmt.
(2)  Die Landessynode bestimmt das Verwaltungsge-
richt der Evangelischen Kirche in Deutschland gemäß
§ 2 Absatz 1.Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD als
Verwaltungsgericht erster Instanz für die Evangeli-
sche Landeskirche Anhalts.
(3)  Die Landessynode bittet den Landeskirchenrat,
das Verwaltungsgerichtsgesetz der Evangelischen
Kirche in Deutschland durch den Rat der EKD für die
Evangelische Landeskirche Anhalts zum 1.1.2011 in
Kraft setzen zu lassen.

Anlage:
Vertrag über die Aufhebung des Vertrags über die
Bildung eines gemeinsamen Verwaltungsgerichts
Die Evangelische Landeskirche Anhalts
- vertreten durch den Kirchenpräsidenten -,
die Pommersche Evangelische Kirche
- vertreten durch den Bischof -,
und die Union Evangelischer Kirchen in der EKD
(UEK)
- vertreten durch den Vorsitzenden des Präsidiums der
UEK -
schließen gemäß § 2 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsge-
setz folgenden Vertrag zur Aufhebung des Vertrages
über die Bildung eines gemeinsamen Verwaltungsge-
richts:

§ 1
Der Vertrag über die Bildung eines gemeinsamen Ver-
waltungsgerichts vom 18./26. Mai/21. Juni 1999 (ABl.
EKD 2000 S. 6), geändert durch Vertrag vom 1. De-
zember 2004/4. Januar/22. März 2005 (ABl. EKD
2005 S. 201), wird mit Ablauf der Amtszeit der Mit-
glieder des Verwaltungsgerichts gemäß § 5 Absatz 3
Satz 1 VwGG zum 31. Dezember 2010 aufgehoben.

§ 2
Dieser Vertrag tritt am 1. Dezember 2010 in Kraft. Er
wird in drei Exemplaren ausgefertigt. Jede vertrags-
schließende Kirche erhält ein Exemplar. Der Vertrag
wird in den Verkündungsblättern der vertragschlie-
ßenden Kirchen veröffentlicht.
D e s s a u-Roßlau, den 11. November 2010

Für die Evangelische Landeskirche Anhalts
J. L i e b i g
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Greifswald, den 15. November 2010
Für die Pommersche Evangelische Kirche

H,.J. A b r o m e i t
Hannover, den 6. November 2010

Für die Union Evangelischer Kirchen in der EKD
Ulrich F i s c h e r

D e s s a u - R o ß l a u, den 23. November 2010

Evangelische Landeskirche Anhalts
Der Landeskirchenrat

L i e b i g
Kirchenpräsident

Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

Nr. 126 - Kirchengesetz über die
kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit

in der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz.
Vom 8. April 2011. (KABl. 2011 S. 94)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat das folgende
Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Zustimmung zum Verwaltungsgerichtsgesetz

der EKD – VwGG.EKD
Dem Kirchengesetz über die Verwaltungsgerichtsbar-
keit der Evangelischen Kirche in Deutschland (Ver-
waltungsgerichtsgesetz der EKD – VwGG.EKD) vom
10. November 2010 (ABl. EKD 2010, S. 330) wird
zugestimmt.

Artikel 2
Kirchengesetz zur Ausführung des

Kirchengesetzes über die
Verwaltungsgerichtsbarkeit der EKD

(Verwaltungsgerichtsgesetz - VwGG.EKD)
vom 10. November 2010 (ABl. EKD 2010,

S. 330)
(Verwaltungsgerichtsgesetzausführungsgesetz

- VwGGAG)

§ 1
Zur Zusammensetzung des Verwaltungsgerichts

(zu § 3, § 5 Abs. 1 und 5 VwGG.EKD)
(1)  Zum Mitglied des Verwaltungsgerichts kann nicht
bestellt werden, wer der Landessynode, der Kirchen-
leitung oder dem Konsistorium angehört.
(2)  Die Mitglieder des Verwaltungsgerichts werden
auf Vorschlag der Kirchenleitung von der Landessy-
node gewählt.
(3)  Für die Stellvertretung der oder des Vorsitzenden
des Verwaltungsgerichts der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz werden
gemäß § 5 Abs. 5 VwGG.EKD an erster Stelle das
beisitzende Mitglied mit Befähigung zum Richteramt
oder zum höheren kirchlichen Verwaltungsdienst und

an zweiter Stelle die erste Stellvertreterin oder der ers-
te Stellvertreter dieses Mitglieds bestellt.

§ 2
Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg

(zu §§ 15 und 16 VwGG.EKD)
Das Verwaltungsgericht ist für alle kirchenrechtlichen
Streitigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art zustän-
dig, soweit nicht eine Streitigkeit durch Kirchengesetz
einem anderen Gericht oder Verfahren ausdrücklich
zugewiesen ist. Ausgenommen sind die in § 16
VwGG.EKD genannten Tatbestände sowie Entschei-
dungen
1. in Kirchensteuersachen,
2. aus dem Friedhofsrecht und
3. aus dem kirchlichen Schulrecht.

§ 3
Zuständigkeit für Widerspruchsentscheidungen

(zu § 18 VwGG.EKD)
Für die Widerspruchsentscheidung nach § 18
VwGG.EKD zuständig ist,
1. wenn die Klage sich gegen eine Kirchengemeinde

richtet, der Gemeindekirchenrat,
2. wenn die Klage sich gegen einen Kirchenkreis

richtet, der Kreiskirchenrat,
3. wenn die Klage sich gegen einen andere kirchliche

öffentlich-rechtliche Körperschaft oder Stiftung
richtet, deren Leitungsgremium,

4. wenn sich die Klage gegen die Landeskirche rich-
tet,
a) das Kollegium des Konsistoriums, sofern die

Ausgangsentscheidung nicht von diesem Gre-
mium oder von der Kirchenleitung getroffen
wurde;

b) im Übrigen die Kirchenleitung; § 18 Abs. 3
VwGG.EKD bleibt unberührt.
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§ 4
Verfahrensvorschriften zum einstweiligen

Rechtsschutz
(zu § 20 Abs. 5, § 46 Abs. 2 VwGG.EKD)

Die Anrufung des Kirchlichen Verwaltungsgerichts
gemäß § 20 Abs. 5 Satz 2, § 46 Abs. 2 Satz 2
VwGG.EKD wird ausgeschlossen.

Artikel 3
Schlussvorschriften

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2011 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz zur Ausführung

des Kirchengesetzes über die kirchliche Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (Verwaltungsgerichtsgesetz – VwGG)
der Evangelischen Kirche der Union i.d.F. vom 1. Ja-
nuar 2005 (AGVwGG) vom 20. April 2007 (KABl. S.
74) außer Kraft.
B e r l i n, den 8. April 2011

Andreas B o e r
Präses

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau

Nr. 127 - Kirchengesetz zur Änderung
von Besoldungsvorschriften.

Vom 14. Mai 2011. (ABl. 2011 S. 185)
Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

Artikel 1
Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes

§ 1 Absatz 3 des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 26.
November 2003 (ABl. 2004 S. 2), zuletzt geändert am
20. Februar 2010 (ABl. 2010 S. 118), wird wie folgt
geändert:
1. Die Jahreszahl „2011“ wird durch die Jahreszahl

„2015“ ersetzt.
2. Es wird folgender Satz angefügt:

„Bis zum 31. Dezember 2014 finden die Anlagen
IV, V und VIII des Bundesbesoldungsgesetzes mit
der Maßgabe Anwendung, dass die Beträge mit
dem Faktor 1,00813 multipliziert werden.“

Artikel 2
Änderung des

Kirchenbeamtenbesoldungsgesetzes
Das Kirchenbeamtenbesoldungsgesetz vom 5. Okto-
ber 1978 (ABl. 1978 S. 163), zuletzt geändert am 28.
November 2009 (ABl. 2010 S. 18), wird wie folgt ge-
ändert:
1. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Jahreszahl „2011“ wird durch die Jahres-
zahl „2015“ ersetzt.

b) Es wird folgender Satz angefügt:
„Bis zum 31. Dezember 2014 finden die An-
lagen IV, V und VIII des Bundesbesoldungs-
gesetzes mit der Maßgabe Anwendung, dass
die Beträge mit dem Faktor 1,00813 multipli-
ziert werden.“

2. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Jahreszahl „2011“ wird durch die Jahres-
zahl „2015“ ersetzt.

b) Es wird folgender Satz angefügt:
„Bis zum 31. Dezember 2014 findet das Be-
amtenversorgungsgesetz mit der Maßgabe
Anwendung, dass die Beträge der Anlagen
IV, V und VIII des Bundesbesoldungsgeset-
zes mit dem Faktor 1,00813 multipliziert wer-
den.“

Artikel 3
Änderung des Kirchlichen

Besoldungsüberleitungsgesetzes
In § 2 Absatz 4 Satz 1 des Kirchlichen Besoldungs-
überleitungsgesetzes vom 28. November 2009 (ABl.
2010 S. 18, 22) wird das Datum „30. Juni 2013“ durch
das Datum „31. März 2014“ ersetzt.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
W e i l b u r g, den 14. Mai 2011

Für den Kirchensynodalvorstand
D r . O e l s c h l ä g e r

Nr. 128 - Kirchengesetz zur Änderung
des Kirchenverwaltungsgesetzes.

Vom 14. Mai 2011. (ABl. 2011 S. 186)
Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

Artikel 1
Das Kirchenverwaltungsgesetz vom 16. Mai 2003
(ABl. 2003 S. 322), zuletzt geändert am 20. Februar
2010 (ABl. 2010 S. 118), wird wie folgt geändert:
1. In der Präambel wird der letzte Satz aufgehoben.
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2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Buchstabe a werden die Wörter

„durch Kirchengesetz“ gestrichen.
b) Absatz 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

„b) die Unterstützung der Kirchenleitung in
ihrer Steuerungsfunktion durch die Wahr-
nehmung von Koordinations- und Auf-
sichtsaufgaben gegenüber den Kirchenge-
meinden, Dekanaten, kirchlichen Verbän-
den, Anstalten und Stiftungen sowie den
kirchlichen Einrichtungen und privatrecht-
lichen Unternehmen, an denen die EKHN
beteiligt ist,“

c) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „durch
Kirchengesetz“ gestrichen.

d) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Kirchenverwaltung erfüllt ihre Aufga-
ben in Zusammenarbeit mit den gesamt-
kirchlichen Leitungsorganen, den kirchli-
chen Einrichtungen, den Werken und Ver-
bänden im Bereich der EKHN, den Regio-
nalverwaltungen, den Dekanaten sowie den
Kirchengemeinden.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Sie oder er regelt die Geschäftsverteilung
und die Ablauforganisation innerhalb der
Kirchenverwaltung.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Leiterin oder der Leiter der Kir-
chenverwaltung kann mit Zustimmung der
Kirchenleitung auch die Leitung eines De-
zernats und eines Stabsbereichs überneh-
men.“

4. Die §§ 4 und 5 werden aufgehoben.
5. § 6 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Näheres zur Gliederung der Kirchenverwal-
tung regelt die Kirchenleitung.“

6. § 7 wird wie folgt gefasst:
„§ 7
Die Dezernate
(1) In den Dezernaten wird die Arbeit der ihnen
zugehörigen Referate koordiniert.
(2) Die Leiterinnen und Leiter der Dezernate sind
für die sachgerechte und wirtschaftliche Erledi-
gung der Aufgaben verantwortlich. Sie können zu
diesem Zweck Weisungen erteilen.“

7. § 8 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Leiterinnen und Leiter der Referate sind
für die sachgerechte Erledigung der Aufgaben ih-
res Referates verantwortlich und können zu die-
sem Zweck auch Weisungen erteilen.“

8. § 9 wird wie folgt gefasst:
„§ 9
Organisationshandbuch
Die Regelungen zur Gliederung und Geschäfts-
verteilung der Kirchenverwaltung sowie zur Ab-
lauforganisation werden in einem Organisations-
handbuch zusammengefasst.“

9. § 11 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „Vollendung des fünfund-
sechzigsten Lebensjahres“ werden durch
die Wörter „Erreichen der Regelalters-
grenze“ ersetzt.
bb) Die Wörter „das fünfundsechzigste
Lebensjahr vollendet“ werden durch die
Wörter „die Regelaltersgrenze erreicht“
ersetzt.

b) Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„§ 81 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD
findet keine Anwendung.“

c) Absatz 9 wird wie folgt gefasst:
„(9) Die Kirchensynode beruft auf Vor-
schlag der Kirchenleitung eine Dezernentin
oder einen Dezernenten zur Stellvertreterin
bzw. zum Stellvertreter der Leiterin oder des
Leiters der Kirchenverwaltung. Die Beru-
fung erfolgt jeweils für die Dauer von sechs
Jahren. Die Stellvertretung endet mit Ablauf
der Amtszeit als Dezernentin oder Dezer-
nent.“

10. § 12 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „berufen“ durch

das Wort „gewählt“ ersetzt.
b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Wie-

derholte Berufung“ durch das Wort „Wie-
derwahl“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter „nach Ablauf
der Berufungszeit nicht wieder berufen“
durch die Wörter „nach Ablauf der Amtszeit
nicht wiedergewählt“ ersetzt.

11. § 13 Absatz 4 Satz 1 und 2 werden § 13 Absatz 3
Satz 3 und 4.

12. § 14 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird nach dem Wort „Kirchen-

synode“ das Wort „gewählt“ eingefügt.
b) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.

13. Abschnitt 4 wird aufgehoben.

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2011 in Kraft.
W e i l b u r g, den 14. Mai 2011

Für den Kirchensynodalvorstand
D r . O e l s c h l ä g e r

Nr. 129 - Kirchengesetz zur
Zustimmung zum

Verwaltungsverfahrensund -
zustellungsgesetz der EKD.

Vom 14. Mai 2011. (ABl. 2011 S. 187)
Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hes-
sen und Nassau hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:
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Artikel 1
Dem Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland (VVZG-
EKD) vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 S. 334)
wird zugestimmt.

Artikel 2
Ergänzend zu § 47 des Verwaltungsverfahrens- und -
zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland (VVZG-EKD) gilt Folgendes:
1. Ein Erstattungsanspruch nach § 7 Absatz 1

VVZGEKD besteht auch dann, wenn der Wider-
spruch nur deshalb keinen Erfolg hat, weil die Ver-
letzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift
nach § 33 VVZGEKD unbeachtlich ist.

2. Eine Erstattungspflicht nach § 7 Absatz 2 VVZG-
EKD besteht nicht, wenn der Widerspruch gegen
einen Verwaltungsakt eingelegt wird, der im Rah-
men
a) eines bestehenden oder früheren öffentlich-

rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses
oder

b) einer bestehenden oder früheren gesetzlichen
Dienstpflicht oder einer Tätigkeit, die an Stel-

le der gesetzlichen Dienstpflicht geleistet
werden kann, erlassen wurde.

3. Die Kirchenbehörde, die die Kostenentscheidung
getroffen hat, setzt auf Antrag den Betrag der zu
erstattenden Aufwendungen fest. Die Kostenent-
scheidung bestimmt auch, ob die Zuziehung einer
Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts oder ei-
ner oder eines sonstigen Bevollmächtigten not-
wendig war.

Artikel 3
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tag der Verkündung
im Amtsblatt in Kraft.
(2) Das Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsge-
setz der Evangelischen Kirche in Deutschland
(VVZG-EKD) tritt in der Evangelischen Kirche in
Hessen und Nassau mit dem vom Rat der EKD durch
Verordnung bestimmten Tag in Kraft.
W e i l b u r g, den 14. Mai 2011

Für den Kirchensynodalvorstand
D r . O e l s c h l ä g e r

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck

Nr. 130 - Kirchengesetz über die
Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ev.

Kirche von Kurhessen-Waldeck
(Kirchenverwaltungsgerichtsgesetz –

KiVwGG).
Vom 13. Mai 2011. (ABl. 2011 S. 110)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur-
hessen-Waldeck hat in Hofgeismar das folgende Kir-
chengesetz beschlossen:

§ 1
Geltung des VwGG.EKD

(1)  Die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
stimmt dem Kirchengesetz über die Verwaltungsge-
richtsbarkeit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD –
VwGG.EKD) vom 10. November 2010 (ABl. EKD
2010, S. 330) zu.
(2)  Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, die Zu-
stimmung gemäß § 67 Absatz 2 Satz 1 VwGG.EKD
gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland zu erklären und den Rat zu bitten, den
Zeitpunkt des Inkrafttretens des VwGG.EKD für die
Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck für den
1. Juli 2011 vorzusehen.

(3)  Dieses Gesetz gilt in der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen.

§ 2
Landeskirchengericht

(zu § 2 Absatz 1 VwGG.EKD)
Kirchliches Verwaltungsgericht im ersten Rechtszug
ist gem. Artikel 142 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck das
Landeskirchengericht mit Sitz in Kassel.

§ 3
Besetzung des Landeskirchengerichts

(zu § 6 Absatz 3 VwGG.EKD)
(1)  Das Landeskirchengericht besteht aus einem oder
einer Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern.
(2)  Der oder die Vorsitzende und zwei weitere Mit-
glieder müssen zum Richteramt befähigt sein. Zwei
weitere Mitglieder müssen ein Pfarramt in der Lan-
deskirche innehaben oder mit der Versehung einer
Pfarrstelle in der Landeskirche beauftragt sein.
(3)  Die Vertretung des oder der Vorsitzenden erfolgt
durch das älteste Mitglied mit Befähigung zum Rich-
teramt.
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(4)  Es sind drei Mitglieder mit Befähigung zum Rich-
teramt und zwei Pfarrerinnen oder Pfarrer als Stell-
vertretung zu wählen.

§ 4
Wahl der Mitglieder des Landeskirchengerichts

(zu § 5 Absatz 1 Satz 2 VwGG.EKD)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kur-
hessen-Waldeck wählt die Mitglieder des Landeskir-
chengerichts.

§ 5
Verpflichtung der Mitglieder des

Landeskirchengerichts
(zu § 7 VwGG.EKD)

(1)  Nach seiner Wahl legt der oder die Vorsitzende
des Landeskirchengerichts vor der Landessynode das
Gelöbnis im Sinne von § 7 Absatz 1 VwGG.EKD ab.
(2)  Die übrigen Mitglieder legen das Gelöbnis vor
Ausübung ihres Amtes in einer öffentlichen Sitzung
ab. An die Stelle des Präses der Landessynode tritt der
oder die Vorsitzende des Landeskirchengerichts.

§ 6
Geschäftsstelle des Landeskirchengerichts

(zu § 12 Absatz 3 VwGG.EKD)
Für das Landeskirchengericht wird eine Geschäfts-
stelle am Sitz des Landeskirchenamtes gebildet. Das
Nähere regelt eine Verordnung des Rates der Landes-
kirche.

§ 7
Zuständigkeit des Landeskirchengerichts

(zu §§ 15 Absatz 2, 16 VwGG.EKD)
(1) Das Landeskirchengericht entscheidet in allen
kirchlichen Streitigkeiten, soweit nicht eine Streitig-
keit durch Kirchengesetz einem anderen Gericht oder
Verfahren ausdrücklich zugewiesen ist.
(2) Der Zuständigkeit des Landeskirchengerichts un-
terliegen neben den in § 16 VwGG.EKD genannten
Verfahrensgegenständen nicht Entscheidungen, die
sich auf die Ordination beziehen. In diesen Fällen ent-
scheidet der Rat der Landeskirche gem. § 15 Absatz 2
VwGG.EKD abschließend.

§ 8
Regelung des Vorverfahrens

(zu § 18 VwGG.EKD)
(1)  Für die Entscheidung über einen Widerspruch ist
das Landeskirchenamt zuständig. Richtet sich der Wi-
derspruch gegen eine Maßnahme des Bischofs, des
Vizepräsidenten oder des Landeskirchenamtes, so ent-
scheidet der Rat der Landeskirche.
(2)  Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe der Entscheidung bei der Stelle schrift-
lich oder zur Niederschrift einzulegen, die die ange-
griffene Entscheidung getroffen hat. Hilft diese dem
Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbe-
scheid.

§ 9
Vereidigung von Zeugen und Sachverständigen

(zu § 31 Absatz 4 VwGG.EKD)
Zeuginnen und Zeugen und Sachverständige können
vereidigt werden. Es gelten die entsprechenden Be-
stimmungen der Zivilprozessordnung über die Ab-
nahme von Eiden und Bekräftigungen.

§ 10
Übergangsvorschriften

(1)  Verfahren vor dem Landeskirchengericht, die bei
Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes noch nicht
rechtskräftig abgeschlossen sind, werden nach dem
bisherigen Recht zu Ende geführt.
(2)  Die beim Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes im
Amt befindlichen Mitglieder des Landeskirchenge-
richtes bleiben bis zum Ende ihrer Amtszeit im Amt.

§ 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2011 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit in der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck vom 22. November 2005 (KABl.
S. 227) außer Kraft.
Das vorstehende Kirchengesetz wird hiermit verkün-
det.
K a s s e l, den 10. Juni 2011

Dr. H e i n
Bischof
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Evangelische Kirche der Pfalz

Nr. 131 - Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über das Verfassungs- und
Verwaltungsgericht der Pfälzischen

Landeskirche.
Vom 27. Mai 2011. (ABl. 2011 S. 45)

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Gesetz über das Verfassungs- und Verwaltungs-
gericht der Pfälzischen Landeskirche vom 17. Oktober
1959 (ABl. S. 171), zuletzt geändert durch Gesetz vom
15. November 2001 (ABl. S. 178), wird wie folgt ge-
ändert:
1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fas-

sung:
„Gesetz über das Verfassungs- und Verwaltungs-
gericht der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche)“.

2. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: „Für den Be-
reich der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protes-
tantische Landeskirche) wird ein Verfassungs- und
Verwaltungsgericht errichtet“.

3. In § 26 Abs. 1 werden die Wörter „Evangelischen
Kirche der Union“ durch die Wörter „Evangeli-
schen Kirche in Deutschland“ ersetzt.

4. § 27 erhält folgende Fassung:
„Für das Revisionsverfahren gelten die Bestim-
mungen des Kirchengesetzes über die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit der Evangelischen Kirche in
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung.“

5. Die Fußnote zu § 27 wird aufgehoben.
6. In § 28 werden die Wörter „Evangelischen Kirche

der Union“ durch die Wörter „Evangelischen Kir-
che in Deutschland“ ersetzt.

7. § 31 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 und Absatz 2 werden jeweils die

Wörter „Evangelischen Kirche der Union“
durch die Wörter „Evangelischen Kirche in
Deutschland“ ersetzt.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: „Für das
Beschwerdeverfahren gelten die Bestimmun-
gen des Kirchengesetzes über die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit der Evangelischen Kir-
che in Deutschland in der jeweils geltenden
Fassung.“

8. § 32 erhält folgende Fassung:
„Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, gemäß §
6 Abs. 1 des Kirchengerichtsgesetzes der Evange-
lischen Kirche in Deutschland die Zustimmung des
Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland
einzuholen zur Begründung der sich aus den Vor-
schriften des Gesetzes über das Verfassungsund
Verwaltungsgericht der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Protestantische Landeskirche) ergebenden

Zuständigkeiten des Kirchengerichtshofes der
Evangelischen Kirche in Deutschland.“

Artikel 2
Das Gesetz über die Zustimmung zum Verwaltungs-
gerichtsgesetz vom 6. Mai 2004 (ABl. S. 120) wird
aufgehoben.

Artikel 3
Das Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Amtsblatt in
Kraft.
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
S p e y e r, den 28. Mai 2011

- Kirchenregierung -
S c h a d

Kirchenpräsident

Nr. 132 - Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über die Vertretung der

Pfarrerinnen und Pfarrer (VPPG) .
Vom 27. Mai 2011. (ABl. 2011 S. 46)

Die Landessynode hat folgendes Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Gesetz über die Vertretung der Pfarrerinnen und
Pfarrer (VPPG) vom 11. Mai 1995 (ABl. S. 72), zuletzt
geändert am 19. November 2005 (ABl. S. 222), wird
wie folgt geändert:
§ 14 wird wie folgt geändert:
1. Es wird folgender Absatz 1 neu eingefügt: „Die

Vertretung beschließt in einer Sitzung oder aus-
nahmsweise schriftlich.“

2. Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden zu Absät-
zen 2 und 3.

3. Es wird folgender Absatz 4 neu eingefügt: „Bei
schriftlicher Beschlussfassung muss jedem Mit-
glied von der oder dem Vorsitzenden ein schriftli-
cher Antrag mit Begründung und Fristsetzung für
die Stimmabgabe übermittelt werden. Der Antrag
ist angenommen, wenn zwei Drittel der Mitglieder
zustimmen und nicht wenigstens ein Mitglied bin-
nen einer Woche nach Zugang schriftlich Sitzungs-
beschluss verlangt hat.“

4. Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 5.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2011 in Kraft.
Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
S p e y e r, den 28. Mai 2011

- Kirchenregierung -
S c h a d

Kirchenpräsident

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 9/11    265



D. Mitteilungen aus der Ökumene

––––––––––––––

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––

F. Mitteilungen

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Hannovers
Entlassung aus dem Dienst unserer Landeskirche

Herr Pastor Mathias Dahnke hat zum 1. Juli 2011 sei-
nen Dienst in der Nordelbischen Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche aufgenommen. Antragsgemäß haben
wir Pastor Mathias Dahnke aus dem Dienst der Evan-
gelisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers mit
Ablauf des 31. Mai 2011 entlassen.

H a n n o v e r, den 21. Juni 2011
Das Landeskirchenamt

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
Verlust der Rechte des geistlichen Standes

Die Ev. Kirche von Kurhessen-Waldeck stellt gem.
§ 1 Absatz 1 Ziffer 5 der Verordnung des Leiters der
Deutschen Evangelischen Kirchenkanzlei über den
Verlust der Rechte des geistlichen Standes vom
14. April 1944 (Rechtsammlung der EKKW Nr. 402)
fest, dass Frau Professorin Dr. Gerlinde Baumann mit
Wirkung vom 1. August 2011 das Recht zur gottes-
dienstlichen Wortverkündigung, zur Verwaltung der

Sakramente und Vornahme von Amtshandlungen so-
wie das Recht, eine geistliche Amtsbezeichnung zu
führen und die Amtstracht einer Geistlichen zu führen,
verloren hat.

K a s s e l, den 19. Juli 2011

Das Landeskirchenamt

Stellenausschreibung
Auslandsdienst an der Costa del Sol/Spanien

Für das Evangelische Tourismuspfarramt mit Dienst-
sitz in Mijas Costa sucht die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD) zum 1. September 2012 für die
Dauer von zunächst 6 Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar
für die vielfältigen Aufgaben in einem Tourismusge-
biet, das jedes Jahr viele Urlauber anzieht und für vie-
le, die dort immer wieder auch längere Zeit leben, zur

Heimat wird. Sie finden das Tourismuspfarramt unter
www.evpfa-costadelsol.de.

Wir erwarten:
- situationsgerechte Gottesdienste, Kasualien und

Veranstaltungen
- Kreativität und Engagement für die Arbeit in einer

vom Tourismus geprägten Region
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- hohes Maß an Flexibilität und organisatorischen
Fähigkeiten

- musikalische Begabung
- ausgeprägte kommunikative und seelsorgerliche

Kompetenzen
- eine auf ökumenische Offenheit ausgerichtete Zu-

sammenarbeit
- Öffentlichkeitsarbeit in unterschiedlichen Medien
- Fähigkeit zum Führen eines Funktionspfarramtes

ohne Kirchenvorstand, eigene Gebäude und ne-
ben- oder hauptamtliche MitarbeiterInnen

- Bereitschaft zum Erlernen der spanischen Sprache
- Vertretung der Auslandsarbeit der EKD in der Öf-

fentlichkeit von Andalusien bei der spanischen
Kirche, den spanischen Behörden, der Deutschen
Schule Malaga und dem deutschen Konsulat

Wir bieten Ihnen:
- eine interessante und abwechslungsreiche Tätig-

keit
- eine Pfarrwohnung in einem teilmöblierten Rei-

henhaus
- einen Dienstwagen

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist die Stelle
für Familien mit Kleinkindern bzw. schulpflichtigen

Kindern nicht geeignet. Gesucht wird ein Pfarrer/eine
Pfarrerin/ein Pfarrehepaar mit öffentlich-rechtlicher
Anstellung in einer der Gliedkirchen der EKD und
mehrjähriger Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die
Besoldung richtet sich nach den Bestimmungen der
EKD. Falls erforderlich, bieten wir Ihnen vor Dienst-
beginn einen von der EKD finanzierten Intensivkurs
Spanisch an. Leben Sie in einer Familie, möchten wir
Ihren Ehepartner/Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennen
lernen, weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt vom
Ehepartner bzw. von der Ehepartnerin mitgetragen
werden muss.
Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Frau
Stünkel-Rabe (0511-27 96-126) oder Herr Oberkir-
chenrat Schneider (0511-27 96-127) zur Verfügung.
Unter www.ekd.de/internatonal/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie weitere Informa-
tionen und die Bewerbungsformulare. Bitte geben Sie
dazu Kennziffer 2016 an. Ihre aussagefähige Bewer-
bung richten Sie bitte bis zum 30. September 2011
an die nachstehende Anschrift.

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail:team.personal@ekd.de

Stellenausschreibung
Auslandsdienst in Ostengland (Großbritannien)

Für den Auslandspfarrdienst in der Evangelischen Sy-
node deutscher Sprache in Großbritannien, Dienstsitz
Cambridge, sucht die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD) zum 1. September 2012 für die
Dauer von zunächst 6 Jahren
eine Pfarrerin / einen Pfarrer / ein Pfarrehepaar

für den Pfarramtsbereich Ostengland. Der Pfarrbezirk
hat einen räumlichen Schwerpunkt in Cambridge und
erstreckt sich von Norwich (Norfolk) im Osten bis
Milton Keynes (Buckinghamshire) im Westen, von
Peterborough im Norden bis Basildon (Essex) im Sü-
den.
Sie finden die Kirchengemeinden Ostengland unter
www.ekd.de/auslandsgemeinden und die Kirche unter
www.german-church.org/cambridge.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- die Gestaltung von Gottesdiensten und Amtshand-

lungen im gesamten Pfarramtsbereich
- die seelsorgliche Betreuung der Gemeindeglieder,

aber auch der deutschsprachigen Menschen, die
vorübergehend im Land sind

- Flexibilität, einen gesunden Enthusiasmus und ei-
nen guten Sinn für Humor

- die Pflege und den Ausbau der bestehenden öku-
menischen Kontakte und die Bereitschaft zur
Teamarbeit

- die Organisation von übergemeindlichen Veran-
staltungen wie Freizeiten, Ausflüge u.ä.

- die Bereitschaft zur Übernahme von synodalen
Aufgaben

- die Bereitschaft zu häufigen Dienstfahrten (Füh-
rerscheinklasse B ist erforderlich)

- gute englische Sprachkenntnisse (falls erforder-
lich, wird ein Aufbausprachkurs vor Dienstantritt
angeboten)

Die Kirchengemeinde bietet Ihnen:
- ein interessantes kulturelles und akademisch ge-

prägtes Umfeld
- ein lebendiges und profiliertes Gemeindeleben
- ökumenische Vielfalt auf kleinstem Raum
- gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit ei-

nem aktiven und engagierten Kirchenvorstand
- ein Team von ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern
- eine geräumige Pfarrwohnung mit Gemeindehaus

in Cambridge und einen Dienstwagen

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 9/11    267



Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die Besol-
dung richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Ehe-
partner/Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennen lernen,
weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt vom Ehe-
partner bzw. von der Ehepartnerin mitgetragen werden
muss.
Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Herr
OKR Christoph Ernst (0511-2796 139) und Frau Sa-
bine Rulle (0511-2796 128) zur Verfügung.

Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie weitere Informa-
tionen. Bitte geben Sie dazu Kennziffer 2017 an. Ihre
Bewerbung richten Sie bitte bis zum 30. Oktober
2011 an die nachstehende Anschrift.

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD, Hauptabteilung IV
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail:team.personal@ekd.de

Stellenausschreibung
Ev.-luth. Kirche Bern (Schweiz)

Die ev.-luth. Kirche Bern sucht zum 1.9.2012 eine/n
deutschsprachige/n

Pfarrer/in
lutherischen Glaubens für eine verlängerbare 5-jähri-
ge Amtsperiode (auch im Jobsharing).
Neben der Gemeindearbeit vertreten Sie unsere Kir-
che in protestantischen und ökumenischen Gremien
auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene. Zusätz-
lich übernehmen Sie organisatorische sowie administ-
rative Aufgaben.
Für unsere Personalgemeinde mit 1.500 Mitgliedern
wünschen wir uns eine engagierte Persönlichkeit mit

mehrjähriger Gemeindeerfahrung, die die Herausfor-
derungen einer facettenreichen Diasporagemeinde an-
nimmt. Sie pflegen unsere Traditionen und bringen
eigene Ideen in unser Gemeindeleben ein.
Bewerbungen sind bis zum 30.9.2011 zu richten an:
Ev.-luth. Kirche Bern, Pfarrwahlkommission, z.H. J.
Irmer, Heckenweg 40, CH-3007 Bern oder jan.ir-
mer@swissonline.ch.
Auskünfte erteilt der Präsident der Pfarrwahlkommis-
sion J. Irmer (+41 (0)76 445 21 42) sowie Pfarrer H.
Möhle (+41 (0)31 312 13 91) oder privat (+41 (0)31
352 62 21).

Stellenausschreibung
Dekanatsbezirk München

Der Evangelisch Lutherische Dekanatsbezirk Mün-
chen sucht zum 01.11.2011 oder später für das Kir-
chengemeindeamt

eine/-n Abteilungsleiter/-in Finanz- und
Personalwesen sowie stellvertr. Leiter/-in

des Kirchengemeindeamtes
Der Dekanatsbezirk München besteht aus 68 Kirchen-
gemeinden in 6 Prodekanaten und den Evangelischen
Diensten München.
Das Kirchengemeindeamt besteht aus den drei Abtei-
lungen Geschäftsführung und Zentrale Dienste, Fi-
nanz- und Personalwesen sowie Bau und Liegenschaf-
ten mit insgesamt 58 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern.
In der Abteilung Finanz- und Personalwesen sind drei
Teams mit insgesamt 27 Mitarbeitenden tätig.
Die Stelleninhaberin/der Stelleninhaber ist verant-
wortlich für die Planung und den Vollzug des Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungswesens sowie der Per-

sonalangelegenheiten für den Dekanatsbezirk Mün-
chen, seiner Kirchengemeinden und Dienste.
Die Abteilungsleitung ist verantwortlich für die Pla-
nung und Sicherheit der Finanzmittel für den Deka-
natsbezirk, zeitnahen Kontrollen der Haushaltsvollzü-
ge sowie die Fortentwicklung der Arbeitstechniken in
den Bereichen des Personal- und Finanzwesens.
Zu den Leitungsaufgaben gehört insbesondere Koor-
dination der Aufgabenverteilung, Abstimmung mit
den Teamleitungen, Beratung von Sachbearbeitern,
Kirchengemeinden und Einrichtungen und Entschei-
dungen in schwierigen Einzelfällen des Haushalts-
vollzuges bzw. der Personalfragen.
Die Erstellung des Entwurfes des Haushaltsplanes und
der Jahresrechnung für den Dekanatsbezirk, sowie Er-
stellen von Anträgen und Verwendungsnachweisen
für Fördermittel und außerordentlicher Zuweisungen
sind in der Verantwortung der Abteilungsleitung.
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Im Finanzausschuss und Personalausschuss über-
nimmt die/der Leiter/-in die Geschäftsführung und
Verantwortung für den Vollzug der Beschlüsse.
Die/der Leiter/-in Abteilung Finanz- und Personalwe-
sen ist gleichzeitig Stellvertretung des Geschäftsfüh-
rers und vertritt diesen in allen Angelegenheiten bei
dessen Abwesenheit.
Gewünscht wird eine verantwortungsbewusste, team-
fähige, evangelische, kirchlich engagierte Persönlich-
keit mit der Befähigung zur Mitarbeiterführung, Or-
ganisationstalent und Verhandlungsgeschick. Die Be-
ratung und Verwaltung erfordert sensible Aufmerk-
samkeit und hohe Zuverlässigkeit. Beratung in den
Kirchengemeinden und Teilnahme an den Sitzungen
der Dekanatsgremien außerhalb der normalen Arbeits-
zeit wird erwartet.
Voraussetzung für die Einstellung ist die erfolgreich
abgelegte Prüfung für den gehobenen nichttechni-
schen Verwaltungsdienst, bzw. Fachprüfung II für den
Verwaltungsdienst oder der Abschluss eines BWL-
Studiums oder der Rechtswissenschaften.

Die Stelle ist derzeit mit der Besoldungsgruppe A
13/14 (bzw. TVL Entgeltgruppe 13) bewertet.
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung be-
vorzugt berücksichtigt.
Ihre aussagekräftige schriftliche Bewerbung richten
Sie bitte bis 25.9.2011 an das Evang.-Luth. Dekanat
München, zu Händen Frau Stadtdekanin Barbara Kit-
telberger, Gabelsbergerstraße 6, 80333 München.
Für Rückfragen stehen Ihnen der Geschäftsführer Di-
akon Heinz Wesely (089 55 116 135) und Frau Stadt-
dekanin Barbara Kittelberger (089 28 66 19 10) zur
Verfügung.
Der Dekanatsbezirk ist bei der Wohnungssuche be-
hilflich.
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Postvertriebsstück H 1204
Entgelt bezahlt

DEUTSCHE POST AG
EKD Verlag

Postfach 21 02 20 - 30402 Hannover

www.hkd.de | www.kirchenshop.de

OPEL: Angebote

für Kirche und Diakonie

HKD Handelsgesellschaft für Kirche und Diakonie mbH

Opel Corsa Selection 
mit Cool & Sound Paket und Metallic-Lackierung 
• 3-Türer ab 7.755,- € zzgl. MwSt. + Frachtkosten

• 5-Türer ab 8.190,- € zzgl. MwSt. + Frachtkosten

Wahlweise einen iPod oder ein mobiles Navigationssystem 
gibt es kostenlos dazu! 

Das Angebot gilt bis zum 30.09.2011 (Bestelldatum). Berechtigt 
sind Einrichtungen der Evangelischen Kirche und Diakonie.

Das Opel-Autohaus Hansa fi nden Sie an vier Standorten in und 
um Lübeck (Auslieferung ist natürlich möglich). Ihr Hansa-
Ansprechpartner freut sich auf Ihren Anruf:
Herr Martin Schmeling, Telefon 0451 8 80 08 - 86

Stand: Juli 2011. Irrtum / Änderungen vorbehalten.

Alle aktuellen PKW-
Konditionen fi nden Sie 
im Internet unter 
www.kirchenshop.de.

Den HKD-Bezugs-
schein erhalten Sie 
kostenlos beim HKD-
Kundenservice.

Ihr HKD-Team berät Sie gern: Tel. 0431 6632 - 4701 oder E-Mail an pkw@hkd.de
HKD Handelsgesellschaft für Kirche und Diakonie mbH
Herzog-Friedrich-Straße 45 | 24103 Kiel

© pmphoto – Fotolia.com

Mit den PKW-Rahmenverträgen der HKD sind Sie immer günstig unterwegs. Dazu kommen regel-
mäßig besondere Angebote. Zum Beispiel die Corsa-Aktion des Opel-Autohauses Hansa:
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